
 

Stadt Leverkusen  Vorlage Nr. 2021/1217 

Der Oberbürgermeister 
  

V/61-3-26-240-II-ma 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
26.04.2022 
Datum 
 

 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 
Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Planen und Bauen   

16.05.2022 Entscheidung öffentlich 

Bezirksvertretung für den Stadtbe-
zirk II   

31.05.2022 Beratung öffentlich 

 

Betreff:  
Bebauungsplan Nr. 240/II "Opladen - nbso/Quartier westlich des Bahnhofs"  
- Entscheidung über die eingegangenen Stellungnahmen (Abwägung) 
- Beschluss über die erneute öffentliche Auslegung 
 
 
Beschlussentwurf: 
 
1. Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung (Anlage 2 der Vorlage) zu den in der öf-

fentlichen Auslegung (vom 14.02.2020 bis einschließlich 17.03.2020) vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Stellungnahmen I/A), 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
(Stellungnahmen I/B) sowie der städtischen Fachbereiche und Betriebe (Stellung-
nahmen I/C) wird gefolgt. 
 

2. Dem Entwurf des Bebauungsplans (Anlagen 3.1 und 4.1 der Vorlage) einschließlich 
der Begründung mit Umweltbericht (Anlage 6 der Vorlage) wird in der vorliegenden 
Fassung zugestimmt. 

 
3. Die Öffentlichkeit ist gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und die Behörden 

und die sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit der 
diesem Beschluss beigefügten Begründung einschließlich Umweltbericht für die 
Dauer eines Monats, mindestens 30 Tage, öffentlich zu beteiligen. 

 
Die Beschlussfassung erfolgt vorbehaltlich des Beitrittsbeschlusses der Bezirksvertre-
tung für den Stadtbezirk II. 
 
 
gezeichnet: 
In Vertretung 
Deppe 
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I) Finanzielle Auswirkungen im Jahr der Umsetzung und in den Folgejahren 
 

 Nein (sofern keine Auswirkung = entfällt die Aufzählung/Punkt beendet) 
 

 Ja – ergebniswirksam 
Produkt:       Sachkonto:       
Aufwendungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 
 Ja – investiv 
Finanzstelle/n:       Finanzposition/en:       
Auszahlungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 

Maßnahme ist im Haushalt ausreichend veranschlagt 
 Ansätze sind ausreichend 
 Deckung erfolgt aus Produkt/Finanzstelle       
 in Höhe von       € 
 

Jährliche Folgeaufwendungen ab Haushaltsjahr:       
 Personal-/Sachaufwand:       € 
 Bilanzielle Abschreibungen:       €  

Hierunter fallen neben den üblichen bilanziellen Abschreibungen auch einmalige bzw. Sonderabschrei-
bungen. 

 Aktuell nicht bezifferbar  
 
Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam) ab Haushaltsjahr:       

 Erträge (z. B. Gebühren, Beiträge, Auflösung Sonderposten):       € 
Produkt:       Sachkonto       
 
Einsparungen ab Haushaltsjahr:       

 Personal-/Sachaufwand:       € 
Produkt:       Sachkonto       
 

 ggf. Hinweis Dez. II/FB 20: 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes entstehen der Stadt Leverkusen keine Kos-
ten. Die Kosten der Planerarbeitung, inkl. Gutachten, werden von einem Investor getra-
gen. Die nbso wird mit dem Investor darüber hinaus einen städtebaulichen Vertrag 
schließen, in dem die städtebaulichen und architektonischen Qualitäten und die Folge-
kosten des Bebauungsplanes geregelt werden. 
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II) Nachhaltigkeit der Maßnahme im Sinne des Klimaschutzes: 
Klimaschutz  

betroffen 
Nachhaltigkeit 

 
kurz- bis  

mittelfristige 
Nachhaltigkeit 

 

langfristige Nach-
haltigkeit 

 

ja ja ja nein 
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Begründung: 
 
Lage des Plangebietes: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 240/II „Opladen - nbso Quartier westlich 
des Bahnhofs“ befindet sich im Stadtteil Opladen, Stadtbezirk II, östlich angrenzend an 
das Stadtbezirkszentrum und umfasst ca. 18.200 m².  
 
Der Geltungsbereich beinhaltet die Flächen: 
- zwischen der Europa-Allee im Osten und dem im Westen vorhandenen Straßennetz 

von Gerichtsstraße und Freiherr-vom-Stein-Straße, 
- zwischen der bestehenden Wohnbebauung und nördlich des Zentralen Omnibus-

bahnhofes (ZOB) Opladen. 
- Im Norden sind in Teilen Flächen des bereits errichteten Nordkreisels sowie gering-

fügig Böschungsbereiche Teil des Geltungsbereichs. 
 
Der genaue Verlauf der Plangebietsgrenze kann der Darstellung in Anlage 1 zur Be-
schlussvorlage entnommen werden. 
 
Anlass sowie Ziele und Zwecke der Planung: 
Die Flächen westlich der Bahnstrecken in Opladen, einschließlich des Bahnhofs Lever-
kusen-Opladen, sollen im Rahmen der Entwicklung „neue bahnstadt opladen“ (nbso) 
städtebaulich entwickelt werden. Das Gesamtprojekt „neue bahnstadt opladen“ (nbso) 
erstreckt sich in zentraler Lage auf die Flächen beiderseits der Bahnstrecken. Die Pla-
nungen zur Ostseite auf dem Gelände des ehemaligen Bahnausbesserungswerkes sind 
zwischenzeitlich weit fortgeschritten. Geplante Vorhaben wurden bereits entwickelt bzw. 
realisiert. Die Flächen westlich der Bahnstrecken in Opladen, einschließlich des Bahn-
hofs Leverkusen-Opladen, sollen im Rahmen der Entwicklung „neue bahnstadt opladen“ 
städtebaulich entwickelt werden. 
 
Generelles Ziel dieses Bebauungsplans ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vo-
raussetzung für die Umsetzung der geplanten städtebaulichen Entwicklung auf der 
Westseite der „neuen bahnstadt opladen“ im Bereich nördlich der Bahnhofstraße und 
der Bahnhofsbrücke. Inhalt des Bebauungsplans ist die Schaffung eines urbanen Quar-
tiers mit innerstädtischen Nutzungen wie einem Einkaufszentrum, Beherbergungsge-
werbe, Gastronomie, Büros, Dienstleistungen und Wohnen. 
 
Art und Verlauf des Verfahrens: 
Um die Umsetzung des diesem Bebauungsplan zugrundeliegenden Ergebnisses des In-
vestorenauswahlverfahrens von 2018 zu sichern und damit eine geordnete städtebauli-
che Entwicklung der Gesamtentwicklungsmaßnahme der nbso-Westseite zu gewährleis-
ten, ist die Aufstellung dieses Bebauungsplans erforderlich.  
 
Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 240/II befinden 
sich innerhalb der bislang in den Bebauungsplänen Nr. 208 B/II und 208 A/II, III festge-
setzten Sondergebietsflächen und öffentlichen Verkehrsflächen. Der vorliegende Bebau-
ungsplan wird als qualifizierter Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) aufgestellt. Im Zuge des Verfahrens wird ein Umweltbericht im Sinne des 
§ 2a Nr. 2 BauGB als gesonderter Teil der Begründung beigefügt. 
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Da die Planung bereits im Rahmen des dialogorientierten Investorenauswahlverfahrens 
2018 in der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, wurde auf eine frühzeitige Unterrichtung und 
Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB verzichtet. Im o. g. Auswahlverfahren 
wurden alle Entwürfe der Öffentlichkeit im Rahmen einer Veranstaltung vorgestellt. 
Währenddessen konnten Anregungen und Bedenken geäußert werden, welche im 
Nachgang protokolliert wurden. Dem Gremium zur Vergabeentscheidung wurden die 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken vorgetragen und bei der Entscheidung zur 
Vergabe berücksichtigt. 
 
Die Aufstellung und öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 240/II 
wurde in der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bauen und Planen am 
18.11.2019 beschlossen (Vorlage Nr. 2019/2693). Die öffentliche Auslegung erfolgte 
vom 14.02.2020 bis einschließlich 17.03.2020. 
 
Im Rahmen des Beteiligungsschrittes gingen keine Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
ein. Die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
befassten sich im Wesentlichen mit folgenden Inhalten: 
 
- Darstellungen des Flächennutzungsplans, 
- städtebauliche Auswirkungen des Einzelhandels, Festsetzung als Einkaufszentrum, 

Verkaufsflächen, 
- Abstandsflächen, baurechtliche und nachbarrechtliche Bestimmungen, 
- Höhe baulicher Anlagen und Grundrissgestaltung, 
- Versorgungsleitungen und Richtfunkstrecken, 
- städtebauliche und technische Kriminalprävention, 
- (vorbeugender) Immissionsschutz, Immissionen aus dem Bahnbetrieb, Verkehrs-

lärm und Erschütterungen, 
- Bodendenkmalschutz, 
- Natur-, Landschafts- und Artenschutz, 
- Klima und Luft, 
- Kampfmittel, Altlasten, Erdbebenzone, Erdarbeiten, 
- Abfall- und Löschwasserversorgung, 
- Zugänglichkeit für die Feuerwehr, 
- Verkehr, Radverkehr. 

 
Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise wurden geprüft und werden im Bebau-
ungsplan weitestgehend berücksichtigt. 
 
Nach der öffentlichen Auslegung (14.02.2020 bis einschließlich 17.03.2020, Vorlage 
Nr. 2019/2693) ergaben sich zunächst nur redaktionelle Änderungen in den Hinweisen 
der textlichen Festsetzungen und dementsprechend in der Begründung, die keine er-
neute öffentliche Auslegung erforderlich gemacht hätten. 
 
Die seit 2020 andauernde Krisensituation (Covid-19-Pandemie) und die dadurch beding-
ten Auswirkungen auf Einzelhandel, Gewerbe und Gastronomie etc. machten es jedoch 
erforderlich, die bislang vorgesehene Gesamtverkaufsfläche und die jeweiligen Sorti-
mente aus dem Flächenpool sowie die bislang vorgesehenen anderen Nutzungen auf 
Erforderlichkeit, Umsetzbarkeit und Verträglichkeit zu prüfen. 
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Hinzu kamen weitere veränderte Rahmenbedingungen, wie andere Anforderungen an 
den Gebäudeenergiestandard, ein verändertes Parkraumbedürfnis aufgrund der ange-
passten Nutzungsmischung sowie ein verändertes Konzept für die Verkehrsführung. 
Diese neuen Rahmenbedingungen machten es ebenfalls erforderlich, weitere Festset-
zungen des Bebauungsplans, z. B. Festsetzungen der Baulinien und Baugrenzen, Be-
reiche für Ein- und Ausfahrten und öffentliche Verkehrsflächen, auf Plausibilität und 
Konformität mit der veränderten Planung zu überprüfen. 
 
Prüfung der Umweltbelange: 
Die Prüfung und Darstellung der Umweltbelange erfolgt im Rahmen des Umweltberich-
tes als Teil der Begründung zum Bebauungsplan (Anlage 6 der Vorlage). Die Eingriffs- 
und Ausgleichsbilanzierung wurde bereits im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
Nr. 208 B/II erstellt, sodass ein Ausgleich im Rahmen des vorliegenden Bebauungs-
plans Nr. 240/II nicht erforderlich ist, da die Eingriffe im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 
BauGB bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 
 
Auf das Plangebiet einwirkender Verkehrslärm wurde im Rahmen einer schalltechni-
schen Untersuchung ermittelt und bewertet (Anlage 9 der Vorlage). Die daraufhin zur 
Konfliktbewältigung getroffenen Maßnahmen wurden als Festsetzungen und Hinweise 
zum Lärmschutz im Bebauungsplan planungsrechtlich festgelegt.  
 
Weitere auf das Plangebiet einwirkende Immissionen (Erschütterungen und Lufthygi-
ene) wurden bereits im Zuge des Bebauungsplanverfahrens Nr. 208 B/II untersucht. In-
folgedessen ist es in diesem Verfahren nicht erforderlich, ein entsprechendes Gutachten 
zu erstellen. Hinsichtlich der Lufthygiene wurde dort konstatiert, dass im Zuge der Ent-
wicklung der nbso-Westseite insgesamt keine erheblichen, negativen, klimatischen Aus-
wirkungen für das Plangebiet zu befürchten sind. Es soll vielmehr zu einer Entlastung 
der bestehenden Siedlungsbereiche kommen. Hinsichtlich möglicher Erschütterungen 
wurde festgehalten, dass aufgrund der Nähe zu den Bahngleisen mit Erschütterungs-
immissionen zu rechnen ist.  
 
Konkrete Aussagen hinsichtlich der zu erwartenden Werte können zum jetzigen Pla-
nungsstadium nicht getroffen werden, da dies von verschiedenen Faktoren (bspw. Zug-
material, Geschwindigkeiten, Baukonstruktion der Gebäude etc.) abhängig ist. Die Ein-
haltung der Anhaltswerte der DIN 4150, Teil 2 ist im Rahmen des nachfolgenden Ge-
nehmigungsverfahrens nachzuweisen. Ein entsprechender Hinweis wurde in den Be-
bauungsplan aufgenommen. 
 
Der Bebauungsplan enthält zudem Hinweise zu den umweltrelevanten Belangen Boden-
schutz, Kampfmittel, Bodendenkmäler, Artenschutz, Entwässerung und Beseitigung von 
Niederschlagswasser sowie Starkregenereignisse und Überflutungsschutz. Unter Be-
rücksichtigung der getroffenen Festsetzungen und Hinweise können die Anforderungen 
an gesunde Lebensverhältnisse im Geltungsbereich des Bebauungsplans gewährleistet 
werden. 
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Städtebaulicher Vertrag: 
Ein zwischen dem Investor und der Stadt Leverkusen zu schließender städtebaulicher 
Vertrag beinhaltet im Wesentlichen folgende Inhalte: 
 
- Nutzung des Bruno-Wiefel-Platzes als Baustelleneinrichtungsfläche, 
- Herstellung des städtischen Anteils an der Freitreppe sowie Erstellung der Rolltrep-

penanlage, 
- Regelungen zur Unterhaltung des Treppenabgangs, 
- Herstellung eines Gehwegs entlang der Europa-Allee, 
- Rückbau vorhandener Kanäle, 
- Errichtung vertikaler Grünstruktur in Form von Pflanzwänden 
- Zugänge zu gastronomischen Betrieben im Erdgeschoss des SO 1.4, 
- Transparenz der Fassaden im Erdgeschoss, die dem Bruno-Wiefel-Platz zugewandt 

sind, 
- mindestens Verkaufsflächen für Kernsortiment Nahrung- und Genussmittel, 
- Nutzung, Pflege, Unterhaltung und Reinigung der privaten Wegefläche in Verlänge-

rung der Gerichtsstraße, 
- Maßnahmen zur Verhinderung von Dreckecken im Bereich der Gebäudefuge zwi-

schen Fahrradparkhaus und Bahnhofsquartier, 
- Sicherheitsleistungen, 
- Ablösebeträge, 
- Vertragsstrafen. 
 
Weiteres Vorgehen: 
Auf Grundlage der zur Beschlussvorlage vorgelegten Planentwurfsfassung ist es gemäß 
§ 4a Abs. 3 BauGB vorgesehen, die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die Träger 
öffentlicher Belange an der Planung erneut zu beteiligen. Nach der erneuten öffentlichen 
Auslegung der Planung werden dem Rat der Stadt Leverkusen Beschlussempfehlungen 
über die Abwägung der Stellungnahmen (Abwägungsbeschluss) und die Planung als 
Satzungsexemplar vorgelegt. 
 
Hinweis zum weiteren Verfahren aufgrund der Covid-19-Pandemie:  
Gemäß dem seit 29.05.2020 in Kraft getretenen Gesetz zur Sicherstellung ordnungsge-
mäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Pla-
nungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) werden detaillierte Informationen zu Art und Um-
fang der öffentlichen Auslegung mit der Bekanntmachung im Amtsblatt veröffentlicht. 
 
Hinweis des Fachbereichs Oberbürgermeister, Rat und Bezirke:  
Im Ratsinformationssystem Session sind die nachfolgend genannten Anlagen auch in 
farbiger und die Anlagen 3.1 und 4.1 in vergrößerter Darstellung einzusehen. Die Anla-
gen 3.1 und 4.1 sowie die Gutachten in der Anlage 7 - 8 werden nicht mit der Vorlage 
gedruckt, sie stehen als Bestandteil dieser Vorlage im Ratsinformationssystem Session 
zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
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Anlage/n:  
240_II_03_2_Anlage_01_Auslegung_Geltungsbereich 
240_II_03_2_Anlage_02_Abwägung Offenlage 
240_II_03_2_Anlage_03_1_Auslegung_Bebauungsplan_Blatt_1_A0 
240_II_03_2_Anlage_03_2_Auslegung_Bebauungsplan_Blatt_1_A4 
240_II_03_2_Anlage_04_1_Auslegung_Textfestsetzungen_Blatt_2_A0 
240_II_03_2_Anlage_04_2_Auslegung_Textfestsetzungen_Blatt_2_A4 
240_II_03_2_Anlage_05_Auslegung_Textl_Festsetzungen 
240_II_03_2_Anlage_06_Auslegung_Begründung_Umweltbericht 
240_II_03_2_Anlage_07_Auslegung_Gutachten_Verkaufsflächen_2022 
240_II_03_2_Anlage_08_Auslegung_Gutachten_Verkehr_2022 
240_II_03_2_Anlage_09_Auslegung_Gutachten_Schallschutz_2022 
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II/A  Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Im Rahmen des Verfahrens sind keine Stellungnahmen der Öffentlichkeit eingegan-
gen.  
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II/B  Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
 
II/B 1:  Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zur Überprüfung der zu überbauenden Flächen auf Kampfmittel sowie des konkreten 
Verdachtes: 
Die Überprüfung der zu überbauenden Fläche auf Kampfmittel im ausgewiesenen Be-
reich sowie des konkreten Verdachtes (Bombenblindgänger Nr. 81) wurde beantragt. 
Die Überprüfung und Bergung von Kampfmitteln fand sodann 2021 statt (Schreiben 
der Bezirksregierung Düsseldorf vom 20.10.2021, AZ: 22.5-3-5316000-99/19). 
 
Zu den Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc: 
Ein entsprechender Hinweis ist bereits Bestandteil des Bebauungsplanes.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender Hinweis ist be-
reits Bestandteil des Bebauungsplanes.  
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II/B 2:  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz u. Dienstleistungen der 
Bundeswehr, Referat Infra I 3 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu den Höhen baulicher Anlagen: 
Im Bereich des SO 1.4 ist in der südwestlichsten überbaubaren Fläche ein neun ge-
schossiger Gebäudekörper geplant. Der Bebauungsplan setzt für diesen geplanten 
Gebäudekörper zwingende Gebäudeoberkanten von 93,3 m ü. NHN, 93,6 m ü. NHN 
und 95,1 m ü. NHN fest. Bei einer Planungshöhe des Geländes von 58,0 m ü. NHN 
entspricht dies realen Gebäudehöhen von 35,3 m; 35,6 m und 37,1 m über Gelände.  
Die weiteren geplanten Gebäudekörper überschreiten eine Höhe von 30 m über Ge-
lände nicht.  
 
Es wird ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es wird ein entsprechender Hinweis 
in den Bebauungsplan aufgenommen.  
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II/B 3: Amprion GmbH, Dortmund 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Im Rahmen des Verfahrens wurden bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zu-
ständigen Unternehmen beteiligt.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 4: Polizeipräsidium Köln, Direktion Kriminalität, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zur städtebaulichen und technischen Kriminalprävention: 
Der Anregung wird gefolgt. 
Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen.  
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Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender Hinweis wird in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
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II/B 5: Stadt Langenfeld, Referat Stadtplanung und Denkmalschutz, Langenfeld 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Bitte darzulegen, inwieweit mögliche städtebaulich nachteilige Auswirkungen auf 
die Versorgungsbereiche der Stadt Langenfeld untersucht und zu befürchten sind, 
wird gefolgt.  
Mögliche städtebaulich nachteilige Auswirkungen auf die Versorgungsbereiche der 
Stadt Langenfeld wurden im Rahmen dieser Abwägung gutachterlich untersucht 
(Stadt + Handel, 2020).  
 
Die Untersuchung erfolgte auf Basis folgender Inhalte: 

• Darstellung der im Bebauungsplan Nr. 240/II festgesetzten sortimentsspezifi-
schen maximalen Verkaufsflächen und den hieraus abzuleitenden Umsätzen 
auf Basis der Ergebnisse der „Verträglichkeitsanalyse für einen Einzelhandels-
standort auf der nbso-Westseite" (Stadt + Handel 2016); 

• Darstellung der Angebotssituation in Langenfeld auf Basis des Einzelhandels- 
und Zentrenkonzeptes (EHK) der Stadt Langenfeld (Rhld.), Stand 2010; 

• Darstellung möglicher absatzwirtschaftlicher Auswirkungen auf die Stadt Lan-
genfeld auf Basis von Analogieschlüssen der in der Verträglichkeitsanalyse 
2016 ermittelten Umsatzumverteilungen; 

• Städtebauliche Bewertung der möglichen absatzwirtschaftlichen Auswirkungen 
auf Langenfeld. 

 
Verkaufsflächen/Umsatz 
Im Bebauungsplan Nr. 240/II sind die maximalen sortimentsspezifischen Verkaufsflä-
chenobergrenzen festgesetzt. In der Verträglichkeitsanalyse für einen Einzelhandels-
standort auf der nbso-Westseite wurden sortimentsspezifische Flächenproduktivitäten 
hergeleitet, die für einen marktgängigen Betrieb notwendig sind. Diese sind aus fach-
gutachterlicher Sicht auch unter Berücksichtigung der Entwicklung der Flächenleistun-
gen seit Veröffentlichung der Verträglichkeitsanalyse weiterhin als realistisch einzustu-
fen und finden für diese Stellungnahme Verwendung. Demnach ergeben sich anhand 
der festgesetzten maximalen Verkaufsfläche je Sortiment bzw. Sortimentsbereich fol-
gende maximal zu erwartenden Verkaufsflächen/Umsätze: 

• Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Reformwaren): max. 2.600 m2 / max. 10,7 
Mio. Euro; 

• Bekleidung/Wäsche, Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel (ohne Cam-
pingartikel, Fahrräder und Zubehör, Jagdartikel, Reitartikel und Sportgroßge-
räte): 1.200 m2 / 4,2 Mio. Euro; 

• Unterhaltungs- und Kommunikationselektronik, Computer, Foto: max. 1.200 m2 
/ max. 7,2 Mio. Euro; 

• Schuhe/Lederwaren (Koffer/Taschen): max. 600 m2 / max. 1,5 Mio. Euro; 
• Babyartikel: max. 800 m2 / max. 1,4 Mio. Euro; 
• Papier/Bürobedarf/Schreibwaren: max. 500 m2 / max. 1,8 Mio. Euro; 
• Spielwaren: max. 300 m2 / max. 0,8 Mio. Euro; 
• Drogeriewaren (inkl. Gesundheits- und Körperpflegeartikel, Parfümeriewaren, 

Wasch-/Putz- und Reinigungsmittel): max. 400 m2 / max. 2,4 Mio. Euro. 
 
Die zu erwartenden sortimentsspezifischen Umsätze werden sich größtenteils (zu 80-
90 %) innerhalb des in der Verträglichkeitsanalyse definierten Untersuchungsraumes 
umverteilen. Dieser umfasst für die nahversorgungsrelevanten Sortimente bzw. Sorti-
mentsbereiche Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren den Stadtbezirk II in 
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Leverkusen. In den weiteren Sortimenten bzw. Sortimentsbereichen umfasst dieser 
das gesamte Stadtgebiet Leverkusens. Hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf 
Nachbarkommunen wurden in der Verträglichkeitsanalyse Streuumsätze je Sortiment 
bzw. Sortimentsbereich hergleitet, welche sich insbesondere auf die zum Vorhaben-
standort nächstgelegenen Nachbarkommunen (u .a. Langenfeld, Leichlingen, Bur-
scheid) außerhalb des Untersuchungsraumes auswirken. Die die umliegenden Kom-
munen tangierenden zu erwartenden Streuumsätze stellen sich wie folgt dar: 

• Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Reformwaren): 1,1 Mio. Euro; 
• Bekleidung/Wäsche, Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel (ohne Cam-

pingartikel, Fahrräder und Zubehör, Jagdartikel, Reitartikel und Sportgroßge-
räte): 0,4 Mio. Euro; 

• Unterhaltungs- und Kommunikationselektronik, Computer, Foto: 1,1 Mio. Euro; 
• Schuhe/Lederwaren (Koffer/Taschen): 0,2 Mio. Euro; 
• Babyartikel: 0,3 Mio. Euro; 
• Papier/Bürobedarf/Schreibwaren: 0,4 Mio. Euro; 
• Spielwaren: 0,2 Mio. Euro; 
• Drogeriewaren (inkl. Gesundheits- und Körperpflegeartikel, Parfümeriewaren, 

Wasch-/Putz- und Reinigungsmittel): 0,2 Mio. Euro. 
 
Diese Streuumsätze verteilen sich wie erwähnt insbesondere auf die umliegenden 
Kommunen. Hinsichtlich der von der Stadt Langenfeld aufgeworfenen Fragestellung, 
ob sich durch das Vorhaben nachteilige Auswirkungen auf die Versorgungsbereiche 
der Stadt Langenfeld zu erwarten sind, werden in dieser Stellungnahme im Sinne ei-
ner Worst Case-Betrachtung die gesamten Streuumsätze, welche sich faktisch auf 
mehrere umliegenden Kommunen verteilen, den Umsätzen in den jeweiligen Sorti-
menten bzw. Sortimentsbereichen in Langenfeld ggü. gestellt. Dieses Vorgehen ist in 
der Realität nicht zu erwarten und wird hier im Sinne einer Verdeutlichung der ermittel-
ten Untersuchungsergebnisse der „Verträglichkeitsanalyse für einen Einzelhandels-
standort auf der nbso-Westseite" (Stadt + Handel 2016) zu Grunde gelegt. 
 
Die Umsätze in der Stadt Langefeld stellen sich gemäß EHK Langenfeld wie folgt dar 
(vgl. EHK Langenfeld 2010, S. 35): 

• Nahrungs- und Genussmittel: 110,8 Mio. Euro; 
• Bekleidung, Schuhe, Schmuck: 40,1 Mio. Euro; 
• Elektrowaren: 24,3 Mio. Euro; 
• Bücher, Schreibwaren, Büro: 11,4 Mio. Euro; 
• Sport, Freizeit, Spiel: 7,5 Mio. Euro; 
• Gesundheit, Körperpflege (Drogeriewaren): 49,8 Mio. Euro. 

 
Angesichts dieser Umsatzvolumina sind - selbst unter Berücksichtigung der Anrech-
nung aller Streuumsätze des Vorhabens nbso zu Lasten Langenfelds - Umsatzumver-
teilungen von unter 5 % je Sortiment zu erwarten. Daraus ergeben sich keine negati-
ven Auswirkungen für die zentralen Versorgungsbereiche in Langenfeld. Im Zuge der 
geplanten TKMaxx Eröffnung (2020) im Markt Karree in Langenfeld wird ein leistungs-
starker und attraktiver Anbieter für eine höhere Robustheit des Hauptgeschäftszent-
rums und eine weitreichendere Strahlkraft sorgen. 
 
In den nahversorgungsrelevanten Sortimenten bzw. Sortimentsbereichen Nahrungs- 
und Genussmittel sowie Drogeriewaren bewegen sich die Umsatzumverteilungen so-
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gar in einem Bereich von unter 1 %. Diese Umsatzumverteilungen tangieren im We-
sentlichen den real-Markt-Standort an der Kölner Straße (angesichts der Strahlkraft 
des Standortes) und werden demnach für die Betriebe in zentralen Versorgungsberei-
chen nicht spürbar werden. Dies gilt insbesondere angesichts der Tatsache, dass der 
Fortbestand des SB-Warenhauses an der Kölner Straße (Ausfallstraße Richtung Le-
verkusen-Opladen) in Langenfeld (langfristiger Mietvertrag) und somit auch die Nah-
versorgung in diesem Bereich langfristig gesichert ist (Hahn Gruppe (2020): Hahn 
Pluswertfonds 175, Hahn SB-Warenhaus Lengefeld GmbH & Co. Geschlossene-In-
vestment-KG, Werbemitteilung). 
 
Aus fachgutachterlicher Sicht können nachteilige Auswirkungen auf die zentralen Ver-
sorgungsbereiche der Stadt Langenfeld ausgeschlossen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
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II/B 6: Deutsche Telekom Technik GmbH, Bayreuth 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zur Beeinträchtigung des Funkfeldes der Richtfunkstrecke: 
Es wird davon ausgegangen, dass mit den in der Stellungnahme genannten 65 m, 
65 m über Gelände gemeint sind. 
Der geplante höchste Punkt eines Gebäudes innerhalb des Geltungsbereiches des 
vorliegenden Bebauungsplanes liegt bei 95,1 m ü. NHN und ist als Oberkante zwin-
gend festgesetzt. Bei einer geplanten Geländehöhe von 58,0 m ü. NHN entspricht dies 
einer realen Gebäudehöhe von 37,1 m über Gelände. Gebäude mit einer Höhe größer 
als 65 m über Gelände sind innerhalb des Geltungsbereiches des vorliegenden Be-
bauungsplanes nicht geplant. 
 
Die Firma Ericsson Services GmbH wurde im Rahmen des Verfahrens beteiligt. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 7: PLEdoc GmbH, Essen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
In dem beigefügten Übersichtsplan befinden sich im markierten Bereich keine von 
PLEdoc verwalteten Versorgungsanlagen.  
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Im Falle einer Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereiches werden erneute 
Abstimmungen mit PLEdoc GmbH stattfinden. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 8: Ericsson GmbH, Düsseldorf 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde im Rahmen des Verfahrens beteiligt.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
  



 
 
 

36 
 
 

II/B 9: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG, Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Strom: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen werden im Zuge der weiteren Planung berücksichtigt. 
 
Zu Telekommunikation: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen werden im Zuge der weiteren Planung berücksichtigt. 
 
Zu Fernwärme: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu Gas/Wasser: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen werden im Zuge der weiteren Planung berücksichtigt. 
 
Zu Allgemein: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen werden im Zuge der weiteren Planung berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 10: Stadt Burscheid; Stab Stadtentwicklung, Umwelt und Liegenschaf-
ten, Burscheid 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Forderung, im Zuge der Planung zum vorliegenden Bebauungsplan sicherzustel-
len, dass sich durch die Umsetzung des Vorhabens, insbesondere vor dem Hinter-
grund der geplanten Einzelhandelsnutzung, keine schädlichen Auswirkungen auf die 
Stadt Burscheid ergeben, wird gefolgt.  
Im Rahmen des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 208 B/II „Opladen – nbso/West-
seite – Quartiere“ wurde eine umfassende Verträglichkeitsstudie bzgl. der geplanten 
Einzelhandelsnutzungen erstellt. Die als städtebaulich verträglich ermittelten Sorti-
mente wurden in o.g. Bebauungsplan mit entsprechenden Verkaufsflächenobergren-
zen festgesetzt, sodass davon auszugehen ist, dass durch die Umsetzung des Vorha-
bens keine schädlichen Auswirkungen auf die Stadt Burscheid entstehen.  
 
Zu der Stellungnahme vom 28.07.2016 s.u. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Die Stellungnahme der Stadt Burscheid vom 28.07.2016 wurde bereits im Bebauungs-
planverfahren 208 B/II „Opladen – nbso Westseite – Quartiere“ berücksichtigt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme vom 28.07.2016: 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine umfassende Verträglichkeits-
studie bzgl. der geplanten Einzelhandelsnutzungen erstellt. Die als städtebaulich ver-
träglich ermittelten Sortimente wurden im Bebauungsplan mit entsprechenden Ver-
kaufsflächenobergrenzen festgesetzt, so dass davon auszugehen ist, dass durch die 
Umsetzung des Vorhabens keine schädlichen Auswirkungen auf die Stadt Burscheid 
entstehen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme vom 28.07.2016: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II/B 11: Bezirksregierung Köln, Dezernat 35 – Städtebau, Bauaufsicht, Bau-, 
Wohnung- und Denkmalangelegenheiten sowie -förderung, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1. Zweckbestimmung der Sondergebiete: Festsetzung eines „Einkaufszentrums“: 
Das Urteil 4 CN 8/18 des Bundesverwaltungsgerichtes vom 17.10.2019 erklärt numeri-
sche Beschränkungen zulässiger Anlagen in einem Gebiet (hier: den Anlagentyp des 
Einkaufszentrums) für unzulässig.  
Im vorliegenden Bebauungsplan wurde zwar die Anzahl des zulässigen Anlagentyps 
numerisch festgesetzt, es wurde jedoch auch eine Obergrenze für die Gesamtver-
kaufsfläche definiert. Darüber hinaus wurde die Zulässigkeit flächenmäßig auf die Teil-
bereiche SO 1.1 und SO 1.2 sowie auf das Erdgeschoss und das erste Untergeschoss 
begrenzt. Die größtmögliche Geschossfläche für ein Einkaufszentrum beträgt somit 
11.050 m². Abzüglich 30 % ergibt sich eine maximal mögliche Verkaufsfläche von 
7.735 m².  
Das Gericht hat in dem o. g. Urteil die Festsetzung von höchstzulässigen Verkaufsflä-
chen für jeweils einzelne Grundstücke als Regelung zur Ansiedlung bestimmter Ein-
zelhandelstypen und damit der Art der Nutzung als zulässig erklärt. Dies erfolgte im 
vorliegenden Bebauungsplan ebenfalls mit der Maßgabe einer Gesamtverkaufsfläche 
für das Einkaufszentrum von maximal 6.400 m². In Kombination mit den o. g. Festset-
zungen kann somit sichergestellt werden, dass im Bereich der für das Einkaufszent-
rum zulässigen Flächen auch faktisch nur ein Einkaufszentrum in der genannten Grö-
ßenordnung umgesetzt werden kann. Bei einer Verkaufsfläche von ca. 3.000 m² 
würde es sich, zumindest in einer Stadt wie Leverkusen, nicht mehr um ein Einkaufs-
zentrum im Sinne des § 11 Abs. 3. Nr. 1 BauNVO handeln. Somit wäre die Errichtung 
von zwei Einkaufszentren in der genannten Gesamtverkaufsfläche nicht umsetzbar. 
Damit ist sichergestellt, dass nur ein Einkaufszentrum im Plangebiet entstehen kann. 
 
Zu 2. Entwicklung des Bebauungsplanes aus dem wirksamen Flächennutzungsplan:  
Die geplante großflächige Einzelhandelsnutzung verlangt planungsrechtlich nach ei-
nem Sondergebiet. Aus dem Flächennutzungsplan ergibt sich nicht, dass die Einzel-
handelsnutzung die sonstigen Nutzungen überwiegen muss. Eine entsprechende Aus-
sage ergibt sich auch nicht aus der Begründung zur 7. Änderung des Flächennut-
zungsplanes.  
Die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes nach § 11 BauNVO ist erforderlich. 
Ein Kerngebiet entspräche nicht den Planungszielen, da sich die Einzelhandelsnut-
zung hier nicht in gleichem Maße feingliederig steuern lässt, wie es für das Plangebiet 
des vorliegenden Bebauungsplanes erforderlich ist. Um eine Verträglichkeit der Ein-
zelhandelsnutzung nach Maßgabe der Verträglichkeitsstudie von Stadt + Handel 
(2016) mit den umliegenden Versorgungsbereichen sicherstellen zu können, sind dezi-



 
 
 

47 
 
 

dierte Festsetzungen zu Obergrenzen der einzelnen Sortimente und der Gesamtver-
kaufsfläche erforderlich. Darüber hinaus ist in einem Kerngebiet Wohnnutzung nur 
ausnahmsweise zulässig. Dies soll jedoch zur Durchmischung des innerstädtischen 
Quartiers allgemein zulässig sein. Des Weiteren ist ein breites Spektrum anderer Nut-
zungen vorgesehen. 
Andere Gebiete, in denen großflächiger Einzelhandel in Kombination mit den anderen 
geplanten Nutzungen untergebracht werden könnte, sieht die Baunutzungsverordnung 
nicht vor.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
  



 
 
 

48 
 
 

II/B 12: Stadt Bergisch Gladbach; Fachbereich 6-60 Stadtentwicklung, Stra-
tegische Verkehrsentwicklung; Bergisch Gladbach 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Für das Sondergebiet Einkaufszentrum, Beherbergungsgewerbe, Büro, Dienstleistung 
und Wohnen (SO 1.1 und 1.2) wird eine maximale Gesamtverkaufsfläche von 6.400 
m² festgesetzt.  
Für das Sondergebiet Handels- und Dienstleistungszentrum, Beherbergungsgewerbe, 
Büro und Wohnen (SO 1.3 und 1.4) ist es planungsrechtlich nicht möglich, eine maxi-
male Gesamtverkaufsfläche gebietsbezogen festzusetzen, da hierdurch der Erstbau-
ende in der Lage wäre, das gebietsbezogene Kontingent für sich in Anspruch zu neh-
men und auf diese Weise weitere Eigentümer von der Nutzung auszuschließen. Um 
den Empfehlungen in der Verträglichkeitsanalyse (Stadt + Handel, 2016) jedoch trotz-
dem zu entsprechen, wird die Verkaufsfläche je Einzelhandelsbetrieb auf maximal 
150 m² begrenzt und eine den Ergebnissen der Verträglichkeitsanalyse entsprechende 
Obergrenze für die gesamte Verkaufsfläche des Einzelhandels in den Teilbereichen 
SO 1.3 und 1.4 in den städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt Leverkusen und 
dem Investor aufgenommen. Demzufolge ist die in der Verträglichkeitsanalyse defi-
nierte Gesamtverkaufsflächenobergrenze sichergestellt.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 13a: Vodafone NRW GmbH, Vodafone GmbH 
 

 
 



 
 
 

53 
 
 

 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
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Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
Eine weitere Beteiligung am Bebauungsplanverfahren ist gesetzlich nicht vorgesehen. 
Der nächste Verfahrensschritt ist der Satzungsbeschluss. 
 
Im Zuge der weiteren Planung wird die Vodafone NRW GmbH jedoch weiterhin betei-
ligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 13b: Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 14a: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Immissionen aus dem Bahnbetrieb: 
Die durch den Eisenbahnbetrieb bedingten maßgeblichen Emissionen und Immission 
wurden im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens untersucht.  
Diesbezüglich wurden eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult, 
16.07.2019) sowie eine erschütterungstechnische Untersuchung im Verfahren des 
rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 208 B /II (Peutz Consult, 11.01.2017) erstellt. 
Als Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung wurden aufgrund der hohen Ver-
kehrslärmimmissionen an den zur Bahn und der Europa-Allee orientierten Fassaden 
im Bereich der Teilbereiche SO 1.1 und 1.4 Fenster zu Schlafräumen und zu Räumen, 
die zum Schlafen genutzt werden, ausgeschlossen. Des Weiteren wurden Mindestan-
forderungen für Außenbauteile formuliert; für den Teilbereich SO 1.1 und 1.4 schallge-
dämmte Lüftungssysteme für Schlafräume und Räume, die zum Schlafen genutzt wer-
den festgesetzt sowie Festsetzungen zur Anordnung von Außenwohnbereichen defi-
niert. Darüber hinaus wurde eine Baureihenfolge festgesetzt, die sicherstellt, dass eine 
Wohnnutzung im Teilbereich SO 1.2 und 1.3 erst aufgenommen wird, wenn im Teilbe-
reich SO 1.1 und 1.4 eine durchgehend geschlossene Fassade entlang der Bahn und 
der Europa-Allee mindestens im geschlossenen Rohbau in der festgesetzten Mindest-
gebäudehöhe errichtet wurde.  
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Zudem wurde mit der im rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 208 B /II erstellten er-
schütterungstechnischen Untersuchung bereits darauf hingewiesen, dass aufgrund 
der Nähe zu den Bahngleisen mit Erschütterungsimmissionen zu rechnen ist. 
Im vorliegenden Bebauungsplan wird daher auf voraussichtlich erforderliche Maßnah-
men an Gebäuden hingewiesen.  
Mit den genannten Festsetzungen und Hinweisen wird im vorliegenden Bebauungs-
plan frühzeitig und in geeigneter Weise auf die vorliegenden Immissionen hingewie-
sen. 
 
Des Weiteren wurde hinsichtlich der Lufthygiene im Rahmen des Verfahrens zum 
rechtwirksamen Bebauungsplan Nr. 208 B/II bereits festgestellt, dass im Umfeld des 
Plangebietes mehrere Belastungsquellen existieren.  
Mit der Schaffung des neuen Stadtquartiers (Bebauungsplan Nr. 208 B/II) und der ein-
hergehenden Belebung des angrenzenden Stadtteilkerns Opladen ist langfristig zwar 
mit einem höheren Verkehrsaufkommen und entsprechend mit einer Zunahme der 
Schadstoffimmissionen durch Abgase und Stäube im unmittelbaren Plangebiet zu 
rechnen. Insgesamt werden derzeit belastete Siedlungsbereiche jedoch künftig durch 
die vermehrte Nutzung von Fahrrädern in Zusammenhang mit dem ÖPNV-Angebot 
und der angestrebten Neuordnung des Verkehrs (Europa-Allee) lufthygienisch entlas-
tet. 
 
Die Ausführungen zu Entschädigungsansprüchen oder Ansprüchen auf Schutz- oder 
Ersatzmaßnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zur Beteiligung der DB Netz AG bei konkreten Bauvorhaben: 
Der Hinweis zur Beteiligung der DB Netz AG bei konkreten Bauvorhaben zur 
Bahntrasse wird im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt.  
 
Zu Kabeln und Leitungen der DB auf benachbarten Fremdflächen: 
Der Hinweis zu Kabeln und Leitungen der DB auf benachbarten Fremdflächen und zur 
Kabel- und Leitungsermittlung im Grenzbereich wird im nachfolgenden Baugenehmi-
gungsverfahren berücksichtigt.  
 
Zur Zugänglichkeit der Bahnanlagen: 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 240/II liegt nicht im Bereich von Bahnanla-
gen. Zwischen dem Plangebiet und den Bahnanlagen befindet sich noch die Europa-
Allee, eine Schallschutzwand sowie ein Fahrradparkhaus. Demzufolge kann die Zu-
gänglichkeit der Bahnanlagen nicht im Rahmen dieses Verfahrens sichergestellt wer-
den.  
 
Zu Abstandsflächen und sonstigen baurechtlichen und nachbarrechtlichen Bestim-
mungen: 
Der Hinweis zu Abstandsflächen sowie sonstigen baurechtlichen und nachbarrechtli-
chen Bestimmungen wird im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren berücksich-
tigt.  
 
Die sonstigen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 14b: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Eine Wohnnutzung ist nur innerhalb des Sondergebietes Teilbereiche SO 1.2 und 1.3 
zulässig, also in den westlichen Bereichen des Plangebietes. In den Teilbereichen SO 
1.1 und 1.4 im Osten des Plangebietes ist zwar eine Wohnnutzung unzulässig, Beher-
bergungsgewerbe sind jedoch zulässig.  
Die durch den Eisenbahnbetrieb bedingten maßgeblichen Emissionen und Immission 
wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens untersucht.  
Unter anderem wurde diesbezüglich eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Con-
sult, 16.07.2019) im vorliegenden Verfahren erstellt. Aufgrund der hohen Verkehrslär-
mimmissionen sind an den zur Bahn und der Europa-Allee orientierten Fassaden in 
den Teilbereichen SO 1.1 und 1.4 Fenster zu Schlafräumen und zu Räumen, die zum 
Schlafen genutzt werden, nicht zulässig. Des Weiteren wurden Mindestanforderungen 
für Außenbauteile festgesetzt. Aufgrund der hohen Anforderungen an die Außenbau-
teile ist ein genereller Ausschluss von Schlafräumen nicht erforderlich.  
Um sicherzustellen, dass an den bahnzugewandten Fassaden die entsprechenden In-
nenraumpegel bei einer Schallübertragung über Nebenräume eingehalten werden, ist 
zudem im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren der entsprechende Nachweis 
gemäß DIN 4109 (2018) zu erbringen. 
 
Die Festsetzung einer Einfriedungspflicht für das Plangebiet ist nicht erforderlich, da 
das Plangebiet nicht unmittelbar an die Gleisanlagen angrenzt. Zwischen den zukünfti-
gen Bauflächen und den Gleisanlagen befinden sich die öffentlichen Verkehrsflächen 
der Europa-Allee sowie eine Schallschutzwand, die Gleisüberschreitungen entgegen-
wirken.  
 
Den Anregungen wird nicht gefolgt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  
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II/B 15: o2, Behördenengineering  
 

 
 



 
 
 

63 
 
 

 
 
 
 



 
 
 

64 
 
 

 
 
 
 



 
 
 

65 
 
 

 
 
 
 



 
 
 

66 
 
 

 
 
 
 



 
 
 

67 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Im Bereich der Fresnelzone der o. g. Richtfunkstrecke setzt der vorliegende Bebau-
ungsplan verschiedene maximale Geschossigkeiten für unterschiedliche überbaubare 
Grundstücksflächen fest. Die festgesetzten Geschossigkeiten betragen I, III, IV, V und 
IX. 
Für die überbaubaren Grundstücksflächen mit maximal V und IX festgesetzten Ge-
schossen werden zudem zwingende Oberkanten (OK) der Gebäude festgesetzt. Die 
niedrigste beträgt hierbei 78,8 m ü. NHN, was einer tatsächlichen Höhe von 20,8 m 
über Gelände entspricht. Der Bebauungsplan ermöglicht somit die Errichtung von Ge-
bäuden mit einer Höhe, die die betreffenden Richtfunkstrecken beeinträchtigen könn-
ten.  
 
Grundsätzlich ist als öffentlicher Belang zu würdigen, dass eine flächendeckende Ver-
sorgung von Mobilfunkdiensten zur Verfügung steht und nicht beeinträchtigt wird. Ein-
zelne Mobilfunkbetreiber können sich daraus jedoch keine Rechte für Versorgungs-
trassen ableiten. Betreiber eines Mobilfunknetzes stellen nicht per se einen Träger öf-
fentlicher Belange dar, sondern sind in erster Linie private Telekommunikationsunter-
nehmen, die bei der Veränderung von Standortbedingungen angemessen reagieren 
müssen. Aus technischer Sicht wird angenommen, dass grundsätzlich die Möglichkeit 
zur Verlegung von Funkmasten besteht oder die Errichtung von Umlenkeinrichtungen 
vorgenommen werden kann.  
 
Andererseits sind mit der Nutzung des Mobilfunks zusammenhängende Fragen durch-
aus von Bedeutung für die Bauleitplanung, da in der Abwägung auch die Belange des 
Post- und Fernmeldewesens (§ 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 8 BauGB) zu berücksichtigen sind. 
Als private Anbieter können sich etwa die Belange der Mobilfunkbetreiber auch im Hin-
blick auf deren Versorgungsauftrag (auch wenn damit keine öffentliche Aufgabe über-
tragen ist) und die Belange der Mobilfunknutzer als abwägungsrelevant darstellen. 
 
Hinsichtlich der im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zu den möglichen Ge-
schossigkeiten und zwingenden Gebäudeoberkanten ist herauszustellen, dass diese 
aus einem Entwurf resultieren, der die städtebaulichen Zielsetzungen für den neu zu 
entwickelnden innerstädtischen Bereich der nbso-Westseite (Stadtumbaugebiet) fest-
legt. Dieser städtebaulichen Zielsetzung soll auch weiterhin entsprochen werden, um 
die gewünschte stadträumliche Entwicklung zu erreichen. 
 
Alle o. g. Informationen berücksichtigend wird ein Hinweis zu der genannten Richt-
funkstrecke in den Bebauungsplan aufgenommen. Im nachfolgenden Genehmigungs-
verfahren erfolgen frühzeitige Abstimmungen mit der Telefonica Germany GmbH bzw. 
der E-Plus Service GmbH, um die funktionale Aufrechterhaltung der betroffenen Richt-
funkstrecken zu gewährleisten. Hierbei werden Maßnahmen zur Verlegung von Funk-
masten sowie die Anordnung von Umlenkeinrichtungen erörtert. Die Kostenüber-
nahme für erforderliche technische Maßnahmen wird im weiteren Verfahren zu klären 
sein.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird insofern gefolgt. Es wird ein Hinweis bzgl. der genannten 
Richtfunkstrecke und der Abstimmung im nachfolgenden Genehmigungsverfahren in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
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II/B 16: Gascade Gastransporting GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die weiteren Betreiber wurden im Rahmen des Verfahrens beteiligt.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 17: LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Anregung wird gefolgt. Der bestehende Hinweis zu Bodendenkmälern wird ent-
sprechend aktualisiert.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
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II/B 18: Rheinisch-Bergischer Kreis 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Artenschutz: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu Beirat bei der Unteren Naturschutzbehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Untere Umweltschutzbehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Kreisstraßen (Bau/Unterhaltung) und Verkehr: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Bauamt: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Brandschutz: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Unteren Jagdbehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Unteren Fischereibehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Tierschutz: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu ÖPNV: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Gesundheitsamt: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Jugendamt: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 19: AVEA Entsorgungsbetriebe GmbH & Co. KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zur Stellungnahme vom 17.03.2020: 
 
Zu Bereitstellung der Behälter, Säcke und des Sperrmülls: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu Ausgestaltung der Straßenführung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu Bereitstellung von Behältern, Säcken und Sperrmüll: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zur haushaltsnahen Sammlung von Wertstoffen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zur ergänzenden Stellungnahme vom 17.03.2020:  
 
Zu Behältergrößen und Abfuhrrhythmen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Behälterstandplätze und Transportwege: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu III. Sammlung, Transport und Entsorgung § 9 Bereitstellung der Abfälle: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung 
von Abfällen 
Zu 2 Grundsätzliche Anforderungen an die Gestaltung von Straßen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 3 Anforderungen an die Gestaltung von Sackgassen, Stichstraßen und – wegen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 4 Wendeanlagen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 7 Rückwärtsfahren: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu Standplätze für Glas- und Altkleidercontainer: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 



 
 
 

84 
 
 

Im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens erfolgen detaillierte Abstim-
mungen mit der AVEA.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 20: Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehr – Integrierte Gesamt-
verkehrsplanung) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 208 B/II für die Quartiere der nbso-Westseite 
liegt ein städtebauliches Konzept zugrunde, welches im Zuge der Entwicklung der 
Westseite auch die radverkehrlichen Verknüpfungen des Plangebietes mit dem Um-
feld und darüber hinaus berücksichtigt. Die Erweiterung und Verknüpfung bestehender 
Radwegeanlagen durch entsprechende Neuplanungen stellt hier einen wesentlichen 
Bestandteil der städtebaulichen und verkehrlichen Planungen dar. 
Grundsätzlich sind Radverkehrsführungen und entsprechende Verknüpfungen in 
Nord-Süd-Richtung von der Fixheider Straße bis zum nördlichen Kreisverkehr östlich 
der Quartiere über die neue Europa-Allee und westlich über das bestehende Straßen-
netz gegeben. Die in Ost-West-Richtung orientierten Radverkehre erhalten mit den 
neu errichteten Brückenbauwerken der Bahnhofsbrücke und der Campusbrücke zwei 
neue Querungsmöglichkeiten über die weitläufigen Bahnanlagen. Das Konzept für die 
Quartiere nimmt diese Trassen auf und verknüpft sie zum einen mit der Europa-Allee 
in Nord-Süd-Richtung und zum anderen mit den neuen Straßen im Plangebiet über 
das bestehende Verkehrsnetz in Ost-West-Richtung mit dem Ortskern von Opladen. 
Folglich ist eine gute radverkehrliche Anbindung und Verknüpfung sowohl in Nord-
Süd-Richtung als auch in Ost-West-Richtung mit den örtlichen und überörtlichen Rad-
wegen für die gesamte nbso-Westseite und somit auch für das vorliegende Plangebiet 
gegeben.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren berücksichtigt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 21: Industrie- und Handelskammer Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 22: Stadt Monheim am Rhein 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche (ZVB) der Stadt Monheim 
wurden in der Verträglichkeitsanalyse nicht detailliert betrachtet, da sich die Stadt 
Monheim bzgl. der jeweils untersuchten Sortimente weder im Kerneinzugsgebiet noch 
im erweiterten Einzugsgebiet befindet.  
Die möglichen städtebaulich nachteiligen Auswirkungen auf die Versorgungsbereiche 
der Stadt Monheim am Rhein wurden jedoch im Rahmen dieser Abwägung gutachter-
lich gesondert untersucht (Stadt + Handel, 2020).  
 
Die Untersuchung erfolgte auf Basis folgender Inhalte: 

• Darstellung der im Bebauungsplan Nr. 240/II festgesetzten sortimentsspezifi-
schen maximalen Verkaufsflächen und den hieraus abzuleitenden Umsätzen 
auf Basis der Ergebnisse der „Verträglichkeitsanalyse für einen Einzelhandels-
standort auf der nbso-Westseite" (Stadt + Handel 2016); 

• Darstellung der Angebotssituation in Monheim auf Basis des Einzelhandels- 
und Zentrenkonzeptes (EHK) der Stadt Monheim 2017; 

• Darstellung möglicher absatzwirtschaftlicher Auswirkungen auf die Stadt Mon-
heim auf Basis von Analogieschlüssen der in der Verträglichkeitsanalyse 2016 
ermittelten Umsatzumverteilungen; 

• Städtebauliche Bewertung der möglichen absatzwirtschaftlichen Auswirkungen 
auf Monheim. 

 
Verkaufsflächen/Umsatz 
Im Bebauungsplan Nr. 240/II sind die maximalen sortimentsspezifischen Verkaufsflä-
chenobergrenzen festgesetzt. In der Verträglichkeitsanalyse für einen Einzelhandels-
standort auf der nbso-Westseite wurden sortimentsspezifische Flächenproduktivitäten 
hergeleitet, die für einen marktgängigen Betrieb notwendig sind. Diese sind aus fach-
gutachterlicher Sicht auch unter Berücksichtigung der Entwicklung der Flächenleistun-
gen seit Veröffentlichung der Verträglichkeitsanalyse weiterhin als realistisch einzustu-
fen und finden für diese Stellungnahme Verwendung. Demnach ergeben sich anhand 
der festgesetzten maximalen Verkaufsfläche je Sortiment bzw. Sortimentsbereich fol-
gende maximal zu erwartenden Verkaufsflächen/Umsätze: 

• Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Reformwaren): max. 2.600 m2 / max. 10,7 
Mio. Euro; 

• Bekleidung/Wäsche, Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel (ohne Cam-
pingartikel, Fahrräder und Zubehör, Jagdartikel, Reitartikel und Sportgroßge-
räte): 1.200 m2 / 4,2 Mio. Euro; 

• Unterhaltungs- und Kommunikationselektronik, Computer, Foto: max. 1.200 m2 
/ max. 7,2 Mio. Euro; 

• Schuhe/Lederwaren (Koffer/Taschen): max. 600 m2 / max. 1,5 Mio. Euro; 
• Babyartikel: max. 800 m2 / max. 1,4 Mio. Euro; 
• Papier/Bürobedarf/Schreibwaren: max. 500 m2 / max. 1,8 Mio. Euro; 
• Spielwaren: max. 300 m2 / max. 0,8 Mio. Euro; 
• Drogeriewaren (inkl. Gesundheits- und Körperpflegeartikel, Parfümeriewaren, 

Wasch-/Putz- und Reinigungsmittel): max. 400 m2 / max. 2,4 Mio. Euro. 
 
Die zu erwartenden sortimentsspezifischen Umsätze werden sich größtenteils (zu 80-
90 %) innerhalb des in der Verträglichkeitsanalyse definierten Untersuchungsraumes 
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umverteilen. Dieser umfasst für die nahversorgungsrelevanten Sortimente bzw. Sorti-
mentsbereiche Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren den Stadtbezirk II in 
Leverkusen. In den weiteren Sortimenten bzw. Sortimentsbereichen umfasst dieser 
das gesamte Stadtgebiet Leverkusens. Hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf 
Nachbarkommunen wurden in der Verträglichkeitsanalyse Streuumsätze je Sortiment 
bzw. Sortimentsbereich hergleitet, welche sich insbesondere auf die zum Vorhaben-
standort nächstgelegenen Nachbarkommunen (u.a. Langenfeld, Leichlingen, Bur-
scheid) außerhalb des Untersuchungsraumes auswirken. Es ist zu erwarten, dass die 
umliegenden Kommunen von den nachfolgend dargestellten Streuumsätzen tangiert 
werden: 
 

• Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Reformwaren): 1,1 Mio. Euro; 
• Bekleidung/Wäsche, Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel (ohne Cam-

pingartikel, Fahrräder und Zubehör, Jagdartikel, Reitartikel und Sportgroßge-
räte): 0,4 Mio. Euro; 

• Unterhaltungs- und Kommunikationselektronik, Computer, Foto: 1,1 Mio. Euro; 
• Schuhe/Lederwaren (Koffer/Taschen): 0,2 Mio. Euro; 
• Babyartikel: 0,3 Mio. Euro; 
• Papier/Bürobedarf/Schreibwaren: 0,4 Mio. Euro; 
• Spielwaren: 0,2 Mio. Euro; 
• Drogeriewaren (inkl. Gesundheits- und Körperpflegeartikel, Parfümeriewaren, 

Wasch-/Putz- und Reinigungsmittel): 0,2 Mio. Euro. 
 
Diese verteilen sich, wie erwähnt, insbesondere auf die umliegenden Kommunen. Hin-
sichtlich der von der Stadt Monheim aufgeworfenen Fragestellung, ob durch das Plan-
vorhaben nachteilige Auswirkungen auf die Versorgungsbereiche der Stadt Monheim 
zu erwarten sind, werden in dieser Stellungnahme im Sinne einer Worst-Case-Be-
trachtung die gesamten Streuumsätze, welche sich faktisch auf mehrere umliegende 
Kommunen und insbesondere auf die direkt nördlich an den Untersuchungsraum an-
schließenden Kommunen (Langenfeld, Leichlingen, Burscheid) verteilen, den Umsät-
zen in den jeweiligen Sortimenten bzw. Sortimentsbereichen in Monheim gegenüber-
gestellt. Dieses Vorgehen ist in der Realität nicht zu erwarten und wird hier im Sinne 
einer Verdeutlichung der ermittelten Untersuchungsergebnisse der „Verträglichkeits-
analyse für einen Einzelhandelsstandort auf der nbso-Westseite" (Stadt+ Handel 
2016) zu Grunde gelegt.  
 
Die Umsätze in der Stadt Monheim stellen sich gemäß EHK Monheim 2017 wie folgt 
dar (vgl. EHK Monheim 2017, S. 35): 
 

• Nahrungs- und Genussmittel: 89,2 Mio. Euro; 
• Bekleidung, Schuhe, Schmuck und Sport, Freizeit, Spiel: 19,5 Mio. Euro; 
• Elektrowaren: 13,3 Mio. Euro; 
• Bücher, Schreibwaren, Büro: 5,2 Mio. Euro; 
• Gesundheit, Körperpflege (Drogeriewaren): 36,4 Mio. Euro. 

 
Angesichts dieser Umsatzvolumina sind - unter Berücksichtigung einer unrealistischen 
Annahme einer Anrechnung aller Streuumsätze des Vorhabens nbso zu Lasten Mon-
heims - rechnerische Umsatzumverteilungen von jeweils rd. 8 % in den Sortimenten 
Elektrowaren und Bücher, Schreibwaren, Büro und rd. 6 % im Sortimentsbereich Be-
kleidung, Schuhe, Schmuck und Sport, Freizeit, Spiel zu erwarten. 
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Die dargestellten Umsatzumverteilungen sind aufgrund der deutlichen Entfernung zwi-
schen dem Planvorhaben bzw. dem Untersuchungsraum und der Stadt Monheim als 
sehr unrealistisch einzuschätzen. Es ist viel mehr davon auszugehen, dass die darge-
stellten Streuumsätze vorrangig auf die nächstgelegenen Angebotsstrukturen der 
nördlich an den Untersuchungsraum angrenzenden Kommunen sowie auf verschie-
dene Angebotsstrukturen in Leverkusen (außerhalb des Untersuchungsraumes) ver-
teilen werden. Da somit mehrere Angebotsschwerpunkte zwischen dem Planvorhaben 
bzw. dem Untersuchungsraum und den Angebotsstrukturen bzw. zentralen Versor-
gungsbereichen Monheims liegen, ist davon auszugehen, dass die Umsatzumvertei-
lungen zu Lasten der ZVB in Monheim in den dargestellten Sortimentsbereichen deut-
lich unter 5 % liegen werden. Hieraus ergeben sich keine negativen Auswirkungen für 
die zentralen Versorgungsbereiche in Monheim. 
In den nahversorgungsrelevanten Sortimenten bzw. Sortimentsbereichen Nahrungs- 
und Genussmittel sowie Drogeriewaren bewegen sich die Umsatzumverteilungen - un-
ter Berücksichtigung der Anrechnung aller Streuumsätze des Vorhabens nbso zu Las-
ten Monheims - in einem Bereich von jeweils unter 2 %. Aufgrund der geringen abso-
luten und monetären Höhe der Umsatzumverteilungen ergeben sich, zumal sich diese 
auf verschiedene Anbieter verteilen, keine negativen Auswirkungen für die zentralen 
Versorgungsbereiche in Monheim. 
 
Aus fachgutachterlicher Sicht können demnach nachteilige Auswirkungen auf die zent-
ralen Versorgungsbereiche der Stadt Monheim ausgeschlossen werden. 
 
Der Forderung, die der Planung zugrundeliegende Verträglichkeitsanalyse des Büros 
Stadt + Handel (2016) hinsichtlich der Monheimer Innenstadt zu erweitern und zu ak-
tualisieren, wird nicht gefolgt. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die Stadt Monheim am Rhein wird weiterhin am Verfahren beteiligt.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  
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II/B 23: neue bahnstadt opladen GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 24: Geologischer Dienst NRW – Landesbetrieb, Fachbereich 31 – Geolo-
gie, Rohstoffe, Untergrundnutzung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Bitte um Berücksichtigung wird gefolgt.  
Der bestehende Hinweis „Erdbebenzone“ im Bebauungsplan wird entsprechend er-
gänzt.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Der bestehende Hinweis „Erdbebenzone“ im Bebauungsplan wird entsprechend er-
gänzt.  
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II/B 25: Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 
und Eisenbahnen; Referat 226 Richtfunk, Flug-, Navigations- und Ortungsfunk 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die aufgeführten Richtfunkbetreiber E-Plus Service GmbH, Ericsson Services GmbH, 
Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste NRW und Vodafone GmbH wurden im 
Rahmen des Verfahrens beteiligt.  
 
Die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/C Stellungnahmen der Fachbereiche 
 
II/C 1: FB 372.1 Berufsfeuerwehr, Vorbeugender Brandschutz 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu 1. Löschwasserversorgung und die Einrichtung zur Löschwasserversorgung: 
Die Sicherung einer den örtlichen Verhältnissen angemessenen Löschwasserversor-
gung erfolgt im Rahmen des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens. 
 
Zu 2. Zugänglichkeit der Grundstücke und der baulichen Anlagen für die Feuerwehr 
sowie Zufahrten, Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für die Fahrzeuge der 
Feuerwehr: 
Die Sicherung der Zugänglichkeit der Grundstücke und der baulichen Anlagen für die 
Feuerwehr sowie Zufahrten, Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für die 
Fahrzeuge der Feuerwehr erfolgt im Rahmen des nachfolgenden 
Baugenehmigungsverfahrens.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/C 2:  FB 67 Stadtgrün 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 3: FB 36 Bürger und Straßenverkehr 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
Der Fachbereich Bürger und Straßenverkehr wird im weiteren Vorgehen hinsichtlich 
Planungen bzgl. der verkehrsrelevanten Themen beteiligt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 4: FB 660 Tiefbau 
 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 5a: FB 32 Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Abfallwirtschaft: 
 
Zu I): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu II): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu III): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die weiteren Aspekte des Platzbedarfes für die Abfallbehälter und der Fahrzeuger-
reichbarkeit für Müllfahrzeuge wird im weiteren Verfahren berücksichtigt. 
 
Zu der Stellungnahme der UAB vom 21.10.2019 s.u. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Altlasten: 
 
Zu I): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu II): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu III): Der bestehende Hinweis „Maßnahmen zum Bodenschutz“ wird entsprechend 
ergänzt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Immissionsschutz: 
 
Zu I): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu II): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu III): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Natur- und Landschafts-/Artenschutz: 
 
Zu I): Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 208 A/II, III „Opladen – 
nbso/Westseite – Neue Bahnallee und Alkenrath – westlich Schlebuschrath“ haben 
bereits umfangreiche Maßnahmen zur Reduzierung des Tötungsrisikos der Kreuzkröte 
und zur Stabilisierung der Population im Naturraum stattgefunden. In Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Fachbehörde wurde ein kombiniertes Handlungspaket aus Teil-
maßnahmen entwickelt, welches vor Beginn der Straßenbauarbeiten umgesetzt 
wurde. Das Handlungspaket beinhaltete die Herrichtung eines geeigneten Ersatzhabi-
tates für die Teilpopulation im Eingriffsbereich, die Umsiedlung der Teilpopulation aus 
dem Eingriffsbereich in das Ersatzhabitat sowie die Vergrämung innerhalb der Ein-
griffsbereiche und Schutzzäunung zur Vermeidung der erneuten Einwanderung von 
Amphibien.  
Nach Umsetzung der Gütergleisverlegung, dem Bau der westlich parallel zu den Glei-
sen verlaufenden Lärm- und Sichtschutzwand und der ebenfalls parallel verlaufenden 
Europaallee gemäß Bebauungsplan Nr. 208 A/II, III ist nicht von Amphibienvorkom-
men im Geltungsbereich auszugehen. Im Zuge der Baumaßnahmen wird durch ein 
entsprechendes Schutzkonzept gewährleistet, dass es nach Umsetzung der Teilpopu-
lation der Westseite in das Ersatzhabitat in Schlebuschrath nicht zu Rückwanderun-
gen auf die Eingriffsflächen kommt. Sicherheitshalber bleibt die im Rahmen des Be-
bauungsplanes Nr. 208 A/II, III vorgesehene Schutzzäunung entlang der Bauflächen 
bestehen, bis die Entwicklung der nbso-Westseite abgeschlossen ist. Um jedoch jegli-
ches Risiko einer baubedingten Tötung auszuschließen, wird zudem eine ökologische 
Baubegleitung vorgesehen. 
 
Die Ausführungen und Hinweise bzgl. der Kreuzkröte werden zur Kenntnis genommen 
und berücksichtigt. 
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Hinsichtlich des Flussregenpfeifers werden geeignete Maßnahmen zur Verhinderung 
eines Brutbeginns erarbeitet und mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu II): Die Vorschriften für besondere und streng geschützte Tier- und Pflanzenarten 
gemäß § 44 BNatSchG wurden im Rahmen des Verfahrens berücksichtigt. 
 
Zu III): Beantwortung s.o. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Vorbeugender Immissionsschutz – öffentlicher Verkehrslärm/Erschütterungen: 
 
Zu I): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu II): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu III): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Klima/Luft und allg. Klimaschutz: 
 
Zu I): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu II): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu III): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/C 5b: Untere Abfallwirtschaftsbehörde  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu I): Die Äußerungen und Hinweise bezüglich der Stellplatzflächen für Abfallsammel-
behälter, des Gewerbeabfalles, der Behältergrößen, des Platzbedarfes und der Er-
reichbarkeit sowie des Rückwärtsfahrens für Müllfahrzeuge und Wertstoffinseln wer-
den im weiteren Verfahren bzw. im nachfolgenden Genehmigungsverfahren berück-
sichtigt.  
 
Zu II): Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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Aufstellung       Änderung      Aufhebung       Einleitung

Blattschnitt - Übersicht  M 

Lage im Stadtgebiet

Stadt Leverkusen

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Der Rat der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung am ………………… über die vorgebrachten Stellungnahmen 

entschieden, den Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO 2017 sowie

§ 7 GO NRW gefasst und die Satzungsbegründung gebilligt.

Leverkusen, den .............................          Der Oberbürgermeister

............................................................

Ausfertigung
Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung und Textlichen Festsetzungen, stimmt mit dem 

Satzungsbeschluss des  Rates der Stadt Leverkusen vom ………………… überein.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Leverkusen, den .............................          Der Oberbürgermeister

............................................................

Bekanntmachung und Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB)

Der Beschluss des Rates der Stadt Leverkusen vom ………………… wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

am ………………… ortsüblich bekannt gemacht. 

Dem Bebauungsplan wurde eine zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a BauGB beigefügt.

Die Satzung ist am ………………… in Kraft getreten.

Leverkusen, den ...............................          Der Oberbürgermeister

            Fachbereich Stadtplanung

      Im Auftrag

...........................................................

Verfahrensvermerke  (Nichtzutreffendes bitte streichen)

Aufstellung (§ 2 BauGB)

am ………………… den Beschluss zur                                                                                                gefasst. 
Der Beschluss   des Ausschusses   des Rates    ist am ………………… ortsüblich bekannt gemacht worden.

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden 
(§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB)

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit hat vom ………………… bis ………………… stattgefunden.
Parallel wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange unterrichtet.

Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB)

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen  der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung 

am ………………… den Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Umweltbericht gebilligt und die öffentliche 

Auslegung für die Dauer eines Monats beschlossen. Nach ortsüblicher Bekanntmachung am ………………… 

wurde der Satzungsentwurf mit Begründung und Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 und 

§ 4 Abs. 2 BauGB vom ………………… bis einschließlich ………………… öffentlich ausgelegt und gleichzeitig

die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durchgeführt.

Erneute öffentliche Auslegung (§ 4a Abs. 3 BauGB)

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung 

am ………………… den geänderten Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Umweltbericht gebilligt

und die erneute öffentliche Auslegung für die Dauer von ………………… beschlossen. 

Nach ortsüblicher Bekanntmachung am ………………… wurde der Bebauungsplanentwurf mit Begründung 

gemäß § 4a Abs. 3 BauGB vom ………………… bis einschließlich ………………… erneut öffentlich ausgelegt 

und gleichzeitig die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durchgeführt.

Leverkusen, den ...............................          Der Oberbürgermeister

                   Fachbereich Stadtplanung

       Im Auftrag

...........................................................

Der   Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen   der Rat    der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung 
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      Maßstab 1:500
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Bestand

SO

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB u. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Stand: BLATT 1/2

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

(§ 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs.6 BauGB)
KennzeichnungSonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen mit flächenhaft festgesetztem 
massgeblichen Aussenlärmpegel La = 85 dB(A)

GFLGeh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträger
Gehrechte zugunsten der Allgemeinheit

(Blatt 1/2)

Bordstein

Hauptabwasserleitung

Schachtdeckel

Höhe über NHN                                                                                         

Neue Höhe über NHN                                                                             

Vorhandene Flurstücksgrenze

40.32

(41.10)

Vorhandene Flurgrenze

Krankenhaus

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
siehe textl. Festsetzungen Punkt 5.

Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
siehe textl. Festsetzungen Punkt 6.

(§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)

G

Bebauungsplan Nr. 240/II 
"Opladen - nbso Quartier 
westlich des Bahnhofs" 

Bebauungsplan Nr. 240/II  "Opladen - nbso Quartier westlich des Bahnhofs"   

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:  Fußgängerbereich

Hinweise

Altlasten Verdachtsfläche (NExxx) (innere Abgrenzung)

Bereich mit baulicher Höhenbegrenzung (Richtfunkstrecke mit
Schutzstreifen und Meterangabe)

Treppenanlage / Fahrtreppe

Erhaltung von Bäumen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft

Diese Karte ist urheberrechtlich geschützt.
Vollständige oder auszugsweise hergestellte Vervielfältigungen,
sowie Speicherung auf Datenträger nur mit Erlaubnis des Herausgebers.

Herausgeber:
Stadt Leverkusen
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Stadtplanung

Anmerkung :
Im Übrigen gelten für den Bestand die Zeichenvorschriften für Katasterkarten und 
Vermessungsrisse in Nordrhein - Westfalen ( Zeichenvorschrift NW )
in der jeweils gültigen Fassung.

Dieser Plan enthält die Mindestfestsetzungen im Sinne des § 30 BauGB
sowie weitere Festsetzungen im Sinne des § 9 BauGB.

Wichtige Hinweise zur Koordinaten- und Höhengrundlage

- Die angegebenen Koordinaten beziehen sich auf das Lagebezugssystem
  ETRS89/UTM (LST489 / UTM-Zone 32N).

  Auf Grund der UTM-Abbildungreduktion sind aus ETRS89/UTM-Koordinaten
  ermittelte Strecken (S) vor der Übertragung in die Örtlichkeit mit dem
  für Leverkusen gültigen Maßstabsfaktor m(LEV)=0,99982 zu korrigieren.
  Beispiel: S(Örtlich) = S(UTM) / 0,99982 (Korrekturfaktor +18 mm / 100m)

- Die angegebenen Höhen wurden örtlich ermittelt und beziehen sich
  auf m über NHN - "Deutsches Haupthöhennetz" 1992 (DHHN92).

  Projekthöhenreferenzbezug: NHN = NN + 0,034 m

Die Katastergrundlage entspricht für den Geltungsbereich 

 

..........................................................................

..........................................................................

..........................................................................
ÖbVI / Fachbereich Kataster und Vermessung (Nichtzutreffendes bitte streichen)

Sondergebiete  (§ 11 BauNVO) Umgrenzung von Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. (Altlastenverdachtsflächen)
(§9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen

besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung:  Fuß-Radwegebrücke (Ebene +1)

Zweckbestimmung:  Verkehrsberuhigter Bereich

Zweckbestimmung:  Fußgängerbereich und Busverkehr

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

siehe textl. Festsetzungen Punkt 6.2

SO 1.1 - SO 1.4
Zweckbestimmung:
Einkaufszentrum, Beherbergungsgewerbe, 
Gastronomie, Büro, Dienstleistungen und Wohnen 

(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB und § 16 Abs.2 und § 17 BauNVO)
Maß der baulichen Nutzung 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB und § 22 und § 23 BauNVO)

Höhe baulicher Anlagen

Zahl der Vollgeschosse   als Höchstmaß

Grundflächenzahl (GRZ)

III

1,0 z.B. 

 z.B.

Fassaden mit Schallschutzanforderungen und 
Anforderungen an die Gestaltung 
siehe textl. Festsetzungen Punkt 3 und Punkt 9.1.1
Fassaden mit Anforderungen an die Gestaltung 
siehe textl. Festsetzungen Punkt 9.1.1 bb

aa

Baugrenze

Baulinie

OK         68,0m ü. NHN                   Oberkante (zwingend) z.B. = 68,0m über Normalhöhennull

WH min. 74,40m ü. NHN                       Wandhöhe mindestens 74,40m über Normalhöhennull

LH max.  65,3 m ü. NHN                             Lichte Höhe maximal 63,0m über Normalhöhennull

dem Stand vom : 04.02.2022

Bezugslinie der Planzeichen
Aufgrund der besseren Lesbarkeit sind die Planzeichen nebeneinander
angeordnet. Die Bezugslinie der Planzeichen ist die Umgrenzungslinie
der Baugrenze

Sonstiges

Einfahrtbereiche Tiefgarage (TGa) und Anlieferung

Ausfahrtbereiche Tiefgarage (TGa) und Anlieferung

Rechtsgrundlagen
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.7.1994, in der 
derzeit gültigen Fassung.

·

· Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. d. B. vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), in der derzeit 
gültigen Fassung.
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesbauordnung 2018 BauO NRW 2018) in Kraft getreten am 04. August 2018 und 
zum 01. Januar 2019, in der derzeit gültigen Fassung.
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

Fassung.
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.12.1990, in der derzeit gültigen 

·

·

· Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. d. B. vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), 
in der derzeit gültigen Fassung.
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009, in der derzeit gültigen Fassung.
Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) i. d. F. d. B. vom 20.05.2020, in der derzeit 
gültigen Fassung.

·
·
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Blattschnitt - Übersicht M 

Lage im Stadtgebiet

Stadt Leverkusen

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Der Rat der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung am ………………… über die vorgebrachten Stellungnahmen 

entschieden, den Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO 2017 sowie

§ 7 GO NRW gefasst und die Satzungsbegründung gebilligt.

Leverkusen, den .............................          Der Oberbürgermeister

............................................................

Ausfertigung
Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung und Textlichen Festsetzungen, stimmt mit dem 

Satzungsbeschluss des  Rates der Stadt Leverkusen vom ………………… überein.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Leverkusen, den .............................          Der Oberbürgermeister

............................................................

Bekanntmachung und Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB)

Der Beschluss des Rates der Stadt Leverkusen vom ………………… wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

am ………………… ortsüblich bekannt gemacht. 

Dem Bebauungsplan wurde eine zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a BauGB beigefügt.

Die Satzung ist am ………………… in Kraft getreten.

Leverkusen, den ...............................          Der Oberbürgermeister

      Fachbereich Stadtplanung

      Im Auftrag

...........................................................

Verfahrensvermerke  (Nichtzutreffendes bitte streichen)

Aufstellung (§ 2 BauGB)

am ………………… den Beschluss zur                                                                                                gefasst. 
Der Beschluss   des Ausschusses   des Rates    ist am ………………… ortsüblich bekannt gemacht worden.

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden 
(§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB)

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit hat vom ………………… bis ………………… stattgefunden.
Parallel wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange unterrichtet.

Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB)

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen  der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung 

am ………………… den Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Umweltbericht gebilligt und die öffentliche 

Auslegung für die Dauer eines Monats beschlossen. Nach ortsüblicher Bekanntmachung am ………………… 

wurde der Satzungsentwurf mit Begründung und Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 und 

§ 4 Abs. 2 BauGB vom ………………… bis einschließlich ………………… öffentlich ausgelegt und gleichzeitig

die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durchgeführt.

Erneute öffentliche Auslegung (§ 4a Abs. 3 BauGB)

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung 

am ………………… den geänderten Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Umweltbericht gebilligt

und die erneute öffentliche Auslegung für die Dauer von ………………… beschlossen. 

Nach ortsüblicher Bekanntmachung am ………………… wurde der Bebauungsplanentwurf mit Begründung 

gemäß § 4a Abs. 3 BauGB vom ………………… bis einschließlich ………………… erneut öffentlich ausgelegt 

und gleichzeitig die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durchgeführt.

Leverkusen, den ...............................          Der Oberbürgermeister

Fachbereich Stadtplanung

       Im Auftrag

...........................................................

Der   Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen   der Rat    der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung 
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Fachbereich Stadtplanung
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(Blatt 2/2)Bebauungsplan Nr. 240/II  "Opladen - nbso Quartier westlich des Bahnhofs"   

Bebauungsplan Nr. 240/II 
"Opladen - nbso Quartier 
westlich des Bahnhofs" 

Diese Karte ist urheberrechtlich geschützt.
Vollständige oder auszugsweise hergestellte Vervielfältigungen,
sowie Speicherung auf Datenträger nur mit Erlaubnis des Herausgebers.

Herausgeber:
Stadt Leverkusen
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Stadtplanung

Anmerkung :
Im Übrigen gelten für den Bestand die Zeichenvorschriften für Katasterkarten und 
Vermessungsrisse in Nordrhein - Westfalen ( Zeichenvorschrift NW )
in der jeweils gültigen Fassung.

Dieser Plan enthält die Mindestfestsetzungen im Sinne des § 30 BauGB
sowie weitere Festsetzungen im Sinne des § 9 BauGB.

Wichtige Hinweise zur Koordinaten- und Höhengrundlage

- Die angegebenen Koordinaten beziehen sich auf das Lagebezugssystem
  ETRS89/UTM (LST489 / UTM-Zone 32N).

  Auf Grund der UTM-Abbildungreduktion sind aus ETRS89/UTM-Koordinaten
  ermittelte Strecken (S) vor der Übertragung in die Örtlichkeit mit dem
  für Leverkusen gültigen Maßstabsfaktor m(LEV)=0,99982 zu korrigieren.
  Beispiel: S(Örtlich) = S(UTM) / 0,99982 (Korrekturfaktor +18 mm / 100m)

- Die angegebenen Höhen wurden örtlich ermittelt und beziehen sich
  auf m über NHN - "Deutsches Haupthöhennetz" 1992 (DHHN92).

  Projekthöhenreferenzbezug: NHN = NN + 0,034 m

Die Katastergrundlage entspricht für den Geltungsbereich 

..........................................................................

..........................................................................

..........................................................................
ÖbVI / Fachbereich Kataster und Vermessung (Nichtzutreffendes bitte streichen)

dem Stand vom : 28.08.2019

Rechtsgrundlagen/Katastergrundlage

Rechtsgrundlagen
·

·

· Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.7.1994, in der 
derzeit gültigen Fassung.

· Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. d. B. vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), in der derzeit 
gültigen Fassung.

·

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesbauordnung 2018 BauO NRW 2018) in Kraft getreten am 04. August 2018 und 
zum 01. Januar 2019, in der derzeit gültigen Fassung.

· Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.12.1990, in der derzeit gültigen 
Fassung.

·

· Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009, in der derzeit gültigen Fassung.
in der derzeit gültigen Fassung.
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. d. B. vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786),

· Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) i. d. F. d. B. vom 20.05.2020, in der derzeit 
gültigen Fassung.

··
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V. Anhang

Definition Baukörper 

A, B, C = Gebäudeensemble A, B, C 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
(gemäß § 9 BauGB) 

In Ergänzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt: 

1. Art der baulichen Nutzung 

1.1 Sondergebiet (SO 1.1 bis 1.4) (gemäß § 11 BauNVO) 
Sondergebiet Einkaufszentrum, Beherbergungsgewerbe, Gastronomie, 
Büro, Dienstleistungen und Wohnen 

Es wird gemäß § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauNVO ein sonstiges Sondergebiet mit 
Beherbergungsgewerbe, Gastronomie, 

Büro, Dienstleistungen 

Das Sondergebiet (SO 1.1 bis 1.4) wird gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2 BauGB hori- 
zontal wie folgt gegliedert (s. IV. Anhang Definition Geschosse): 

1.1.1. Untergeschosse (1 und 2): 
In den Untergeschossen sind ausschließlich Stellplätze sowie Technik- und 
Abstellräume zulässig. 

1.1.2. Erdgeschoss: 
Teilbereiche SO 1.1 bis SO 1.4 

Im Sondergebiet (SO 1.1 bis 1.4) ist im Ergeschoss ein Einkaufszentrum mit 
Schwerpunkt nahversorgungsrelevante Sortimente mit einer Gesamtver-
kaufsfläche von maximal 4.000 m² zulässig. 
Einzelhandelsnutzungen sind nur als Bestandteil des Einkaufszentrums zu- 
lässig. 
Einzelhandelsbetriebe, deren Zweck auf den Verkauf von Artikeln mit sexuel- 
lem Charakter ausgerichtet ist, sind nicht zulässig. 
Unter der Bedingung der Einhaltung der zulässigen Gesamtverkaufsfläche 
von max. 4.000 m² sind in dem Einkaufszentrum nachfolgende Sortimente 
aus der Leverkusener Liste 2017 (Tabelle 1) zulässig und dürfen auch unter 
Berücksichtigung der Randsortimente die in Spalte 2 benannten Verkaufsflä- 
chenobergrenzen (max. VK) nicht überschreiten. 
Tabelle 1 
Sortimente gemäß Leverkusener Liste 
2017 

max. VK 

zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente (abschließend) 
Nahrungs- und Genussmittel 
(inkl. Reformwaren) 

3.000 m² 

Drogeriewaren (inkl. Gesundheits- und Kör- 
perpflegeartikel, Parfümeriewaren, Wasch-/ 
Putz- und Reinigungsmittel) 

600 m² 

2. Maß der baulichen Nutzung (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1. Höhe baulicher Anlagen (gemäß § 16 Abs. 3 i. V. m. § 18 BauNVO) 

2.1.1. Höhe baulicher Anlagen 

Entlang der festgesetzten Baulinien im Bereich zwischen den Punkten 
A, B und C 
D und E 
F, G und H 
I und J 

ist die Höhe der baulichen Anlagen durch Interpolation rechnerisch linear zu er- 
mitteln. 

2.1.2. Technische Aufbauten 

Technische Aufbauten dürfen ausnahmsweise den höchsten Punkt der Dachflä- 
che bzw. Attika bis zu einer Höhe von 1,5 m überschreiten. Technische Aufbau- 
ten sind von den jeweils darunterliegenden Außenwänden um mindestens das 
Maß ihrer Höhe zurückzusetzen. 

Die Grundfläche der technischen Aufbauten darf insgesamt 10 % der Dachflä- 
chen nicht überschreiten. 
Ausgenommen von der Begrenzung auf 10 % der Dachflächen sind Anlagen zur 
Nutzung der solaren Strahlungsenergie. 

3. Bauweise (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

3.1. Abweichende Bauweise Sondergebiet (SO 1.1 - 1.4) (gemäß § 22 Abs. 4 
BauNVO) 

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen des Sondergebietes Teilbereich 
SO 1.1, 1.2, 1.3 und 1.4 ist im Erdgeschoss eine durchgehend geschlossene Be-
bauung zu errichten. 

3.2. Abweichende Bauweise Sondergebiet (SO 1.1 und 1.4) (gemäß § 22 Abs. 4 
BauNVO) 

Innerhalb des Sondergebietes Teilbereich SO 1.1 und 1.4 ist zum Schutz vor 
Verkehrslärm entlang der festgesetzten Baulinien und Baugrenzen oder parallel 
zu ihnen zwischen den Punkten F, G, H, I, J, K, L, M, N, O, P, Q und R eine 
durchgehend geschlossene Fassade auf der gesamten Länge und in der jeweils 
festgesetzten Höhe zu errichten. 

Ausnahmsweise kann die in Satz 1 festgesetzte durchgehend geschlossene 
Fas- sade entlang der mit aa gekennzeichneten Abschnitte oder parallel zu 
ihnen durch Fassaden mit Schallschutzanforderungen (Schallschutzwände, 
Schall- schutzwände in Kombination mit Brückenbauwerken) mit einem 
erforderlichen Schalldämmmaß von mindestens 24 dB in der festgesetzten 
Mindestwandhöhe ersetzt werden. 

6.3. Schallgedämmte Lüftungssysteme 

Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 - 1.4) sind für Schlafräume und Räume, 
die zum Schlafen genutzt werden, schallgedämmte Lüftungssysteme, fensterun- 
abhängige Belüftungen oder gleichwertige Maßnahmen vorzusehen. 

Auf die Sicherstellung einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung kann verzich- 
tet werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass ein 
Beurteilungspegel nach DIN 18005 von 45 dB(A) im Nachtzeitraum (von 22:00 
bis 6:00 Uhr) eingehalten wird. 

6.4. Tiefgaragenzufahrten 

1) In die Gebäude integrierte Tiefgaragen-Ein- und Ausfahrten sind an Wänden 
und Decken vollständig bis 2,0 m in die Öffnung hinein gemäß DIN EN 1793-1 
(Ausgabe November 1997, Hrsg.: DIN - Deutsches Institut für Normung e.V.) mit 
einer Schallabsorption DLa > 8 dB auszuführen.

2) Nicht in die Gebäude integrierte Tiefgaragen-Ein- und Ausfahrten sind in ihrem 
geschlossenen Teil hoch absorbierend und schalldämmend auszukleiden, ge-
mäß den ZTV-Lsw 06 (Zusätzliche Technische Vorschriften und Richtlinien für die
Ausführung von Lärmschutzwänden an Straßen) entsprechend den Kriterien der 
Schalldämmung DLR > 24 dB und der Schallabsorption DLa > 8 dB.

3) Erforderliche Bodendränrinnen in der Zufahrt zu den Tiefgaragen und die Tore 
zu Tiefgaragen müssen dem Stand der Lärmminderungstechnik entsprechen.

6.5. Anlieferung 

Die Anlieferung ist in Gänze einzuhausen. Das Dach der Einhausung ist mit einer 
Schalldämmung von mindestens R'w = 25 dB und die Rolltore mit einer Schall- 
dämmung von mindestens R'w = 12 dB herzustellen. 

7. Festsetzungen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu- 
chern und sonstigen Bepflanzungen (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

7.1. Erhaltung von Einzelbäumen 

Die zeichnerisch zum Erhalt festgesetzten Bäume sind fachgerecht zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. 

Abgängige Bäume oder aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht zu entfer- 
nende Bäume sind durch Pflanzen gleicher Art oder wahlweise durch eine Baum- 
art 1. Ordnung (Großbäume, mit einer Höhe von mindestens 20 Metern oder grö-
ßer) nach gärtnerischer Pflanzenauswahl zu ersetzen, zu entwickeln und dauer-
haft zu erhalten. Der Ersatz-Pflanzenstandort kann vom ehemaligen Standort ab-
weichen, sofern das Gestaltungsbild nicht beeinträchtigt wird. 

 

Das Tiefgaragenbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang 
des Bauantrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie vorzuse- 
hen. 

8. Bedingte Festsetzung (gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Lärmschutz 
Zum Schutz vor Verkehrslärm darf eine Wohnnutzung innerhalb des Sonderge- 
bietes Teilbereich SO 1.2 und 1.3 erst dann aufgenommen werden, wenn inner- 
halb des Sondergebietes Teilbereich SO 1.1 und 1.4 die unter Punkt 3 festge- 
setzte durchgehend geschlossene Fassade zwischen den Punkten F, G, H, I, J, 
K, L, M, N, O, P und Q mindestens im geschlossenen Rohbau in der festgesetz- 
ten Mindestgebäudehöhe errichtet worden ist. 

9. Gestaltung (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 2 BauO NRW) 

9.1. Nicht-Vollgeschoss 

Gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 1 BauO NRW sind im Sondergebiet (SO 1.1 -1.4) Nicht- 
Vollgeschosse oberhalb des jeweils höchsten festgesetzten Vollgeschosses nicht 
zulässig. 

9.2. Fassaden/Außenwände/Ausnahme 

9.2.1. Fassaden/Außenwände 

Geschlossene Fassaden/Außenwände von Gebäuden und Gebäudeteilen zu 
den öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind zu mindestens 80 % in Vormauer- 
steinen, Ziegel oder Klinker auch als Flach- oder Sparverblender auszuführen. 
Farbflächen der Vormauersteine, Ziegel oder Klinker auch als Flach- oder Spar- 
verblender sind in Rot, Rotbraun und Dunkelrot (ähnlich wie RAL Nr. 8002 
8017, 2001, 2002, 3003 bis 3011) zulässig. Die Fugen dürfen nur in den vorge- 
nannten Farben oder in Hellgrau (ähnlich wie RAL Nr. 7047 und 9018) ausge-
führt werden. Formate sind nur als Dünn-(DF) oder Normalformat (NF) zulässig. 

Als Material für alle übrigen geschlossenen Fassaden/Außenwände von Gebäu- 
den und Gebäudeteilen zu den öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Putz, 
Holz, Metall und/oder Glas zulässig. Die Putz-, Holz- und Metallflächen sind ent- 
sprechend der Farben des RAL-Registers in Hell Sandfarben (ähnlich wie RAL 
Nr. 1013 bis 1015), Weiß (ähnlich wie RAL Nr. 9001 bis 9003 und 9016), Hell- 
grau (ähnlich wie RAL Nr. 7047 und 9018), Dunkelgrau (ähnlich wie RAL 
Nr. 7015 und 7016) zulässig. Für die Lackierung von Metallteilen sind die Tech- 
nikfarben DB 701,702,703 und RAL Nr. 9006 und 9007 zulässig. 

Als Material für die unter Punkt 3.2 festgesetzten ausnahmsweise zulässigen 
Fassaden mit Schallschutzanforderungen (Schallschutzwände, Schallschutz- 
wände in Kombination mit Brückenbauwerken) sowie für Fassaden in den mit bb 
gekennzeichneten Abschnitten ist Glas und Metall zur Einfassung des Glases zu- 
lässig. 

9.5. Werbeanlagen 

9.5.1. Werbeanlagen an Gebäuden mit Ausrichtung zu öffentlichen Flächen 

Werbeanlagen mit Ausrichtung zu öffentlichen Flächen sind nur an der Stätte der 
Leistung und am Gebäude parallel zur Fassade unterhalb der Fensterbrüstung 
des ersten Obergeschosses zulässig. Je Gewerbebetrieb ist nur eine Werbean-
lage zulässig. 
Werbeanlagen sind mit einer Höhe von maximal 0,60 m, einer Tiefe von maximal 
0,20 m und einer Größe von maximal 2 m² zulässig. 

Im Sondergebiet Einkaufszentrum, Beherbergungsgewerbe, Gastronomie, Büro, 
Dienstleistung und Wohnen (SO 1.1 bis 1.4) kann zusätzlich eine gemeinsame 
Werbeanlage mehrerer Gewerbebetriebe im Bereich des Erdgeschosses unter-
halb der Fensterbrüstung des ersten Obergeschosses zugelassen werden, wenn 
sie in ihrer Länge 50 % der Gebäudefront bzw. des Gebäudeabschnitts nicht 
überschreitet. 

Werbeanlagen sind nur in Form von angestrahlten oder schwach hinterleuchte- 
ten Einzelbuchstaben zulässig. Ausnahmsweise kann eine einteilige Flachwer-
bung zugelassen werden, wenn das Gehäuse nicht größer als die Aufschrift ist. 
Werbeanlagen mit greller Signalwirkung sowie mit Blink-, Lauf- bzw. Wechselbe- 
leuchtung sind unzulässig. Beleuchtete Werbeanlagen sind so einzurichten, dass 
Verkehrsteilnehmer auf der Straße nicht geblendet werden. Zum Bahnbetriebs-
gelände sind Werbeanlagen blendfrei auszubilden. 

9.5.2. Werbeanlagen an Gebäuden mit Ausrichtung zu privaten Flächen 

Werbeanlagen mit Ausrichtung zu privaten Flächen sind nur an der Stätte der 
Leitung und am Gebäude parallel der Fensterbrüstung des ersten Oberge-
schosses zulässig. Sie dürfen die maximale Größe von 2 m² nicht 
überschreiten. 

9.5.3. Fahnen, Standtransparente, Hinweistafeln auf öffentlichen Flächen 

Fahnenmasten, Standtransparente und fest montierte Hinweistafeln sind auf öf- 
fentlichen Flächen unzulässig. 

9.5.4. Fahnen, Standtransparente, Hinweistafeln auf privaten Flächen 

Fahnenmasten, Standtransparente und fest montierte Hinweistafeln sind in ei- 
nem Abstand von mindestens 10 m von öffentlichen Flächen zulässig. 

9.5.5. Abweichung (gemäß § 69 Abs. 3 BauO NRW) 

Wenn ein mit der Stadt Leverkusen abgestimmtes Werbekonzept vorliegt, kann 
ausnahmsweise von den Festsetzungen unter 9.4.1 9.4.4 gemäß § 69 Abs. 3 
BauO NRW abgewichen werden. 

pharmazeutische Artikel (Apothekerwaren) 200 m² 
Schnittblumen 50 m²
Zeitungen/ Zeitschriften 50 m² 
zentrenrelevante Sortimente (abschließend) 
Bekleidung/Wäsche 1.200 m²
Schuhe/ Lederwaren (Koffer, Taschen) 600 m² 
Glas/ Porzellan/ Keramik je Sortiment 

max. 
800 m2 VK 

in Summe der 
drei Sorti- 

mente max. 
800 m2 VK 

Antiquitäten, Kunstgegenstände 
Haushaltswaren 

Haus- und Heimtextilien (ohne Bettwaren) 400 m² 
Bücher 350 m² 
Papier/ Bürobedarf/ Schreibwaren 500 m² 
medizinische, orthopädische Artikel (inkl. Sa- 
nitätswaren) 

300 m² 

optische und akustische Geräte 150 m² 
Spielwaren 500 m² 
Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel 
(ohne Campingartikel, Fahrräder und Zube- 
hör, Jagdartikel, Reitartikel und Sportgroßge- 
räte) 

600 m² 

Unterhaltungs- und Kommunikationselektro- 
nik, Computer, Foto 

je Sortiment 
max. 

1.200 m² VK 

in Summe der 
zwei Sorti- 

mente max. 
1.200 m² VK 

Elektrokleingeräte (Haushaltsgeräte wie Mi- 
xer, Bügeleisen, Staubsauger) 
weitere zentrenrelevante Sortimente je Sortiment max. 50 m² 
nicht zentrenrelevante Sortimente ( nicht abschließend) 
Fahrräder und Zubehör 900 m² 
weitere nicht zentrenrelevante Sortimente je Sortiment max. 800 m² 

Ergänzende Nutzungsarten, die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
dem Einkaufszentrum stehen, sind ebenfalls zulässig. Hierzu zählen Dienst- 
leistungsbetriebe wie Reisebüros, Bankfilialen, Reinigungen, eine Postfiliale 
oder Gastronomie. 
Dienstleistungen, deren Zweck auf das Anbieten von sexuellen Dienstleistun- 
gen in freiberuflicher oder gewerbsmäßiger Form ausgerichtet ist, sind nicht 
zulässig. 
Vergnügungsstätten der Nutzungstypen Spiel, Erotik und Freizeit sind nicht 
zulässig. 

Im Rahmen der Zweckbestimmung des Sondergebietes Einkaufszentrum 
sind im Erdgeschoss folgende ergänzende Nutzungen zulässig: 
1. Anlagen für kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
2. Verwaltung, Büros und Praxen,
3. Dienstleistungen,
4. Technik- und Abstellräume,
5. Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO.

Oberirdische Behindertenstellplätze sind außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

Das Sondergebiet ist im Erdgeschoss in den Teilbereichen SO 1.1 bis 1.4 wie 
folgt gegliedert: 
Teilbereiche SO 1.1 und SO 1.2 

In dem Einkaufszentrum ist im Teilbereich SO 1.1 und SO 1.2 mindestens 
ein Einzelhandelsbetrieb mit dem Kernsortiment Nahrungs- und Genussmittel 
(inkl. Reformwaren) mit einer Verkaufsfläche von mindestens 800 m² anzu-
siedeln. Des Weiteren sind dort Verkaufsflächen von großflächigen und nicht 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit dem Kernsotiment Nahrungs- und 
Genussmittel (inkl. Reformwaren) zulässig. 

In dem Einkaufszentrum ist im Teilbereich SO 1.1 und SO 1.2 ein Einzelhan- 
delsbetrieb mit dem Kernsortiment Drogeriewaren (inklusive Gesundheits-
und Körperpflegeartikel, Parfümeriewaren, Wasch-/ Putz- und Reinigungsmit- 
tel) mit einer Verkaufsfläche von maximal 600 m² zulässig. 

Teilbereiche SO 1.3 und SO 1.4 
In dem Einkaufszentrum sind in den Teilbereichen SO 1.3 und SO 1.4 Einzel- 
handelsbetriebe aller Art unter der Bedingung zulässig, dass die jeweiligen 
Verkaufsflächenobergrenzen der in Tabelle 1 genannten Sortimente nicht 
überschritten werden. 
Je Einzelhandelsbetrieb ist eine Verkaufsfläche von maximal 200 m² zuläs- 
sig. Die Verkaufsfläche der Einzelhandelsbetriebe darf insgesamt maximal 
1.000 m² betragen. 

Beherbergungsgewerbe ist nur innerhalb des Sondergebietes Teilbereich 
SO 1.4 zulässig. 

1.1.3. Obergeschosse (1 bis 8): 
Allgemein zulässig sind in allen Teilbereichen in den Geschossen oberhalb 
des Erdgeschosses: 
1. Gastronomie
2. Anlagen für kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
3. Verwaltung, Büros und Praxen,
4. Dienstleistungen,
5. Technik- und Abstellräume,
6. Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO.

Beherbergungsgewerbe ist nur innerhalb des Sondergebietes Teilbereich SO 
1.4 zulässig. 

Wohnen ist nur innerhalb des Sondergebietes Teilbereich SO 1.2 und SO 1.3 
zulässig. 

Dienstleistungen, deren Zweck auf das Anbieten von sexuellen Dienstleistun- 
gen in freiberuflicher oder gewerbsmäßiger Form ausgerichtet ist, sind nicht 
zulässig. 
Vergnügungsstätten der Nutzungstypen Spiel, Erotik und Freizeit sind nicht 
zulässig. 

4. Tiefgaragen und Nebenanlagen (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

4.1. Tiefgaragen (gemäß § 12 Abs. 2 BauNVO) 

Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 bis 1.4) sind Tiefgaragen und ihre Zufahr- 
ten im ersten und zweiten Untergeschoss (s. IV. Anhang) innerhalb und außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

4.2. Nebenanlagen (gemäß § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind nur in den überbaubaren Grund- 
stücksflächen zulässig. 
Einrichtungen und Anlagen für die Kleintierhaltung sind innerhalb des Sonderge- 
bietes (SO 1.1 bis 1.4) nicht zulässig. 

5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die mit G bezeichnete Fläche ist durchgängig mit einem Gehrecht zugunsten der 
Allgemeinheit zu belasten.
Die mit GFL bezeichnete Fläche ist durchgängig mit einem Geh-, Fahr- und Lei- 
tungsrecht zugunsten der Versorgungsträger zu belasten.

6. Bauliche oder sonstige Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelt- 
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (gemäß § 9
(1) Nr. 24 BauGB) 

6.1. Schlafräume und zum Schlafen genutzte Räume 

An den mit bezeichneten Fassaden sind zum Schutz vor Verkehrslärm 
öffenbare Fenster zu Schlafräumen und zu Räumen, die zum Schlafen genutzt 
werden, nicht zulässig. 

Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen unter Satz 1 abgewichen werden, 
wenn durch bauliche Schallschutzmaßnahmen (geschlossene Laubengänge, 
Doppelfassaden oder vergleichbare Schallschutzmaßnahmen) sichergestellt ist, 
dass vor Fenstern zu Aufenthaltsräumen am Tag und in der Nacht ein Beurtei-
lungspegel von 55 dB(A) nicht überschritten wird. 

Im Baugenehmigungsverfahren sind im Schallschutznachweis gemäß DIN 4109 
(2018) auch die Schallübertragungen über Nebenräume an den bahnzugewand-
ten Fassaden zu den Aufenthaltsräumen nachzuweisen. 
Bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäu- 
den sind für die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume Schalldämmmaße ge-
mäß DIN 4109 (2018) einzuhalten. 

Im Plangebiet ergeben sich die Anforderungen an das gesamte, bewertete Bau- 
Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen 

unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten, des Verhältnisses der 
gesamten Außenflächen zur Grundfläche des Raumes und des Fensterflächen- 
anteiles aus der Differenz des maßgeblichen Außenlärmpegels (La) und den in 
der DIN 4109 niedergelegten Werten entsprechend der nachfolgenden Tabelle. 

Raumart Bettenräume in 
Krankenanstalten 
und Sanatorien 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Über- 
nachtungsräume in 
Beherbergungsstät- 
ten, Unterrichts- 
räume und ähnliche 
Räume 

Büroräume und 
ähnliche Räume 

Gesamtes be- 
wertetes Bau- 
Schalldämm- 

w,ges) in 
dB; 

La - 25 La 30 La - 35 

Die erforderlichen, gesamten, bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges sind in 
Abhängigkeit vom Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenflä- 
che eines Raumes SS zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2:2018- 
01, Gleichung (32) mit dem Korrekturwert KAL nach Gleichung (33) zu korrigie-
ren. Für Außenbauteile, die unterschiedlich zur maßgeblichen Lärmquelle orien- 
tiert sind, ist die DIN 4109-2:2018-01, 4.4.1. anzuwenden. 

6.2. Maßgeblicher Außenlärmpegel 

Bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäu- 
den sind die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den 
Anforderungen nach DIN 4109- schutz im Hochbau Teil 1: Mindestan- 

-1: 2018-01) auszubilden. 
Der dafür maßgebliche Außenlärmpegel La für die Nacht wird flächenhaft mit 
85 dB(A) festgesetzt. 

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für 
die Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien 
der DIN 4109 (2018) nachzuweisen. 

Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passiven Schall- 
schutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachverständigen für Schall-
schutz nachgewiesen wird, dass infolge eines niedrigeren maßgeblichen Außen- 
lärmpegels geringere Anforderungen an die erforderlichen Schallschutzmaßnah-
men zu stellen sind. 

7.2. Dachbegrünung extensiv 
Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 bis 1.4) sind die Dächer von Gebäuden 
und Gebäudeteilen mit den festgesetzten maximalen Zahlen der Vollgeschosse 
von IV IX unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit ei-
ner standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu begrünen und dauer- 
haft zu unterhalten. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss mindestens 10 
cm zuzüglich Drainschicht betragen. 
Ausgenommen hiervon sind die Brückenbauwerke. 

Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare Dachterrassen, ver- 
glaste Flächen und technische und sonstige Aufbauten, soweit sie nach anderen 
Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind. 
Die Ausnahme von der Verpflichtung zur Begrünung gilt nicht für die Dachflächen 
unterhalb der Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie. 

Das Dachbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang des Bau- 
antrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie vorzusehen. 

7.3. Dachbegrünung intensiv 

Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 bis 1.4) sind die Dächer von Gebäuden 
und Gebäudeteilen mit den festgesetzten maximalen Zahlen der Vollgeschosse 
von I und III unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit ei-
ner standortgerechten Vegetation mindestens intensiv zu begrünen und dauer- 
haft zu unterhalten. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss mindestens 60 
cm zuzüglich Drainschicht betragen. Auf die Dachbegrünung im SO 1.3 und 1.4 
darf auch dann nicht verzichtet werden, wenn Anlagen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie aufgestellt werden. 

Das Dachbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang des Bau- 
antrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie vorzusehen. 

Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare Dachterrassen, Er- 
schließungsflächen, verglaste Flächen und technische und sonstige Aufbauten, 
soweit sie nach anderen Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind. 

7.4. Tiefgaragenbegrünung 

Innerhalb der nicht überbauten Grundstücksflächen des Sondergebietes (SO 1.1 
bis 1.4) sind Decken/Dächer von Tiefgaragen oder unterirdischen Gebäudeteilen 
- soweit sie nicht durch Gebäude, begehbare Dachterrassen oder Erschließungs- 
flächen überbaut werden - mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Laub-
bäumen, Laubsträuchern und bodendeckender Bepflanzung zu begrünen und 
dauerhaft zu unterhalten. 

Die Vegetationsfläche ist aus einer 60 cm starken Bodensubstratschicht zuzüg- 
lich einer Drainschicht fachgerecht aufzubauen. 

Für Baumpflanzungen ist die Stärke der Bodensubstratschicht auf mindestens 
100 cm (zuzüglich einer Drainschicht) zu erhöhen. 

II. Kennzeichnung (gemäß § 9 Abs. 5 BauGB) 

1. Bodenbelastungen

Aufgrund der vorangegangenen Nutzungen sind auf den Flächen im Plangebiet 
verschiedene Bodenbelastungen bekannt bzw. zu vermuten. Insgesamt sind um-
fangreiche und flächige Bodenbelastungen vorhanden. Diesbezüglich ist der ge-
samte Geltungsbereich mit XXX gemäß § 9 Abs. 5 BauGB gekennzeichnet. Bei
Baumaßnahmen innerhalb der Flächen, deren Böden gemäß
§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, 
sind zur Gewährung gesunder Lebens- und Arbeitsverhältnisse die Anforderun-
gen des bauplanerischen Vorsorgeprinzips bzw. des vorsorgenden Bodenschutz-
rechts zu Grunde zu legen.

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen und des Zentralen Omnibusbahnho- 
fes ist der Verbleib der schadstoffbelasteten Böden unter der Voraussetzung ei-
ner vollständigen Versiegelung möglich. 

III. Hinweise 

1. Maßnahmen zum Bodenschutz

Die vorgefundenen Bodenbelastungen sind zur Realisierung der planungsrecht- 
lich zulässigen Nutzung, im Rahmen von Nutzungsänderungen, Tiefbaumaßnah-
men und Bodeneingriffen etc. zu berücksichtigen. Sämtliche Bodeneingriffe un-
terliegen den geltenden umweltrechtlichen Vorschriften und sind mit der Unteren 
Bodenschutzbehörde und der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde abzustimmen 
und ggf. durch einen Fachgutachter zu begleiten.
Im Falle eines Verbleibs von Auffüllungen zwischen Lützenkirchener Straße und 
Wilhelmstraße sind die im Rahmen der Bodenbegutachtung ermittelten Untersu-
chungen neu auszuwerten (z. B. Vorsorgewerte der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung). Dabei ist der Nachweis zu erbringen, dass gesunde 
Wohn-, Lebens- und Arbeitsverhältnisse dauerhaft gewährleistet werden.

Da das Gebiet nahezu 100 % versiegelt wird, müssen alle unbefestigten Flä- 
chen, die als Spielflächen genutzt werden können, frei von Bodenbelastungen 
sein. Diese Freiheit von Bodenbelastungen ist durch einen Fachgutachter mittels 
chemischer Analysen nachzuweisen. Der Umfang einer solchen Untersuchung 
ist mit der Unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen.

2. Kampfmittel

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen, wie Rammar-
beiten, Pfahlgründungen etc., wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Die wei-
tere Vorgehensweise ist dem entsprechenden Merkblatt des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes (KBD) zu entnehmen. 

VI. Anhang 

Darstellung Freitreppe 

IV. Anhang

Definition Geschosse 

3. Bodendenkmäler
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der 
Unteren Denkmalbehörde der Stadt Leverkusen oder dem LVR-Amt für Boden- 
denknialpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, 
Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. Bodendenk- 
mal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des 
LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwar- 
ten. Besonders zu beachten sind die §§ 15 und 16 DSchG NRW.

4. Artenschutz
Um sicherzustellen, dass keine Amphibien im Zusammenhang mit den Bauarbei- 
ten zu Schaden kommen, ist eine ökologische Baubegleitung durch eine nach- 
weislich herpetofaunistisch fachkundige Person erforderlich.
Im Umfeld des Plangebietes (nbso-Ostseite) befindet sich eine Brutstätte der 
planungsrelevanten Art Flussregenpfeifer. Diesbezüglich sind durch eine 
ökologische Baubegleitung vor Brutbeginn Maßnahmen zur Verhinderung eines 
Brutbeginns (April bis Juni) innerhalb des Plangebietes zu erarbeiten und mit der 
Unteren Naturschutzbehörde der Stadt Leverkusen abzustimmen.  

5. Vogelverträgliche Lärmschutzeinrichtungen
Zur Vermeidung von Kollisionen von Vögeln an durchsichtigen und/oder spie- 
gelnden Flächen ist bei Ausführung der Lärmschutzbebauung mit transparenten 
Bauteilen (Lärmschutzwände) eine vogelverträgliche Ausführung unter Verwen-
dung von reflexionsarmem Glas (Außenreflexionsgrad von maximal 15 %) mit 
geeigneten Markierungen sicherzustellen.

6. Insekten- und vogelverträgliche Beleuchtungseinrichtungen 
Zur Minimierung negativer Auswirkungen auf die Tiere der freien Landschaft 
durch Lichtemissionen und damit verbundene Lockwirkungen sind zur Straßen- 
beleuchtung insekten- und vogelverträgliche Leuchtmittel zu verwenden.
Die Hinweise des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) über die 
schädliche Einwirkung von Beleuchtungsanlagen auf Tiere insbesondere auf 
Vögel und Insekten und Vorschläge zu deren Minderung sind zu beachten.

7. Erdbebenzone
Die Flächen im Geltungsbereich befinden sich gemäß der Karte der Erdbebenzo- 
nen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 
1:350.000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) in 
der Erdbebenzone 0 / T. Es wird empfohlen, für Bauwerke der Bedeutungskate- 
gorien III und IV entsprechend den Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfah- 
ren.
Anwendungsteile von DIN EN 1998, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, 
sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier insbesondere DIN 
EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“. 

8. Erschütterungen
Innerhalb des Geltungsbereiches ist mit Erschütterungen aus dem angrenzenden 
Schienenverkehr zu rechnen.
Die durch die Güterzugvorbeifahrten verursachten Erschütterungsimmissionen 
innerhalb des Geltungsbereiches werden hohe Energieanteile bei sehr geringen 
Frequenzen aufweisen. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist die 
Einhaltung der Anhaltswerte der DIN 4150, Teil 2 „Erschütterungen im Bauwesen, 
Einwirkungen auf Menschen in Gebäuden“ (Ausgabe Juni 1999) für Mischgebiete 
durch eine Detailuntersuchung nachzuweisen.

9. Richtfunkstrecken
Innerhalb des Plangebietes befinden sich zwei Richtfunkstrecken. 
Um eine Beeinflussung von Richtfunkstrecken zu vermeiden, ist bei geplanten 
Bauwerken ab einer Höhe über 20,0 m die Planung mit der Bundesnetzagentur 
(BNetzA), Referat 226 (Richtfunk), bzw. ab einer Höhe über 11,0 m die Planung 
mit den betroffenen Mobilfunkanbietern abzustimmen.

10. Entwässerung und Beseitigung von Niederschlagswasser 
Die Entwässerung des Plangebietes hat über einen Abwasseranschluss an den 
öffentlichen Mischwasserkanal in der Bahnhofstraße/Europa-Allee zu erfolgen. 
Für die Versickerung von unbelastetem Wasser und Dachwasser ist eine wasser- 
rechtliche Genehmigung erforderlich, die beim Fachbereich Umwelt der Stadt Le-
verkusen zu beantragen ist. 

11. Starkregenereignisse und Überflutungsschutz
Bei den geplanten Bauvorhaben ist auszuschließen, dass Gefährdungen durch 
Überflutungen sowohl für im Umfeld bestehende Baukörper als auch für die ge-
planten Baukörper selbst entstehen. Im Rahmen der Realisierung der durch den 
Bebauungsplan gegebenen Baumöglichkeiten ist daher insbesondere darauf zu 
achten, dass ebenerdige Eingänge und Terrassen, befestigte Flächen mit Gefälle 
zu den Gebäuden, Souterrainarbeitsbereiche etc. zu vermeiden oder mit geeig-
neten Mitteln zu sichern sind. Darüber hinaus gehört zu einer Sicherung der Ge-
bäude vor Starkregenereignissen auch eine Rückstausicherung des Kanalan-
schlusses. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist ggf. ein Nachweis 
zum Überflutungsschutz zu führen. 

12. Ver- und Entsorgung
Es sind bei der weiteren Planung ausreichend große Stellplatzflächen für Abfall- 
sammelbehälter zu berücksichtigen. 
Es ist zu beachten, dass die Gewerbeabfallverordnung eine umfassende Ge- 
trennthaltung der verschiedenen Abfallfraktionen (§ 3 GewAbfV) fordert um eine 
Wiederverwendung/Recycling der Abfälle zu ermöglichen. Darüber hinaus sind 
für das Gewerbe Stellflächen für die beseitigungspflichtigen Restmüllabfälle zu 
berücksichtigen, die im Rahmen des kommunalen Anschluss- und Benutzungs-
zwangs (§ 6 Abfallentsorgungssatzung AES) auf der Grundlage des § 10 AES 
zu ermitteln sind.
Bei der Einrichtung der Standplätze sind die Vorgaben des § 16 AES zu beach- 
ten.
In Abhängigkeit der beabsichtigten Anzahl neuen Wohnraums ist ab 500 Einwoh- 
nern der Standplatz für eine Wertstoffinsel (Altglas, Alttextilien, evtl. Elektroaltge-
räte) einzuplanen.

13. Einsichtnahme in technische Regelwerke 
DIN Vorschriften und sonstige technische Regelwerke, auf die in den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes verwiesen wird, werden bei der Stadt Le-
verkusen, Fachbereich Stadtplanung, Hauptstraße 101, 51373 Leverkusen, wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme bereitgehalten.

14. Luftverkehr
Um eine Beeinflussung des Flugverkehrs der Bundeswehr zu vermeiden, ist bei 
geplanten Bauwerken ab einer Höhe über 30,0 m die Planung mit dem Bundes-
amt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Refe-
rat Infra I 3 abzustimmen. 

15. Städtebauliche und technische Kriminalprävention 
Für die Planung von Wohngebäuden sowie Gewerbeobjekten können Empfeh- 
lungen hinsichtlich städtebaulicher und technischer Kriminalprävention (z.B. 
Schutz vor Einbrüchen und Minderung kriminalitätssteigernder Faktoren) bei der 
kriminalpolizeilichen Beratungsstelle per E-Mail unter kriminalpraeven-
tion.koeln.@polizei.nrw.de oder telefonisch unter 0221-229-8655 sowie unter 
0221-229-8008 eingeholt werden. 

16. Schalltechnische Vorgaben für die Anlieferung 
Die Rolltore der Anlieferung sind während des Verladevorgangs geschlossen zu 

halten. 

9.2.2. Abweichung (gemäß § 69 Abs. 3 BauO NRW) 

Wenn ein mit der Stadt Leverkusen abgestimmtes Konzept für die Fassaden/Au- 
ßenwände vorliegt, kann ausnahmsweise von den Festsetzungen unter 9.1.1 ge-
mäß § 69 Abs. 3 BauO NRW abgewichen werden. 

9.3. Dächer 

9.3.1. Dachformen 

Als Dachform sind Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Dachnei- 
gung von 10 20 Grad zulässig. 

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen mit einer festgesetzten maxima- 
len Zahl der Vollgeschosse von IV, V, VI und IX sind nur Dächer mit mindestens 
zwei in unterschiedliche Richtungen geneigten Dachflächen mit einer Dachnei-
gung von jeweils 10 - 20 Grad zulässig. 

Dachüberstände sind nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind konstruktiv not- 
wendige Auskragungen. 

9.3.2. Technische Aufbauten 

Technische Aufbauten sind gestalterisch angepasst an das Fassadenbild des zu- 
gehörigen Gebäudes zu verkleiden. 
Ausgenommen von dieser Regelung sind Anlagen für die Nutzung solarer Strah- 
lungsenergie. 

9.3.3. Anlagen für die Nutzung solarer Strahlungsenergie 
Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie sind auf Flachdächern im 
SO 1.1 und 1.2 unzulässig. 
Auf den Flachdächern im SO 1.3 und 1.4 sind Anlagen zur Nutzung der solaren 
Strahlungsenergie nur zulässig, wenn die Höhe der aufgestellten Anlagen 0,5 m 
nicht überschreitet. Zum Dachrand ist ein Abstand von mindestens 0,5 m einzu-
halten. 

9.4. Nebenanlagen 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind in der gleichen Material- und 
Farbauswahl der zugehörigen Hauptbaukörper zu gestalten. 
Die Vorgaben unter 9.1 (Fassaden/Außenwände) gelten entsprechend. 

Abfallanlagen und Mülltonnenstellplätze sind so zu positionieren, dass sie von öf- 
fentlichen Flächen aus nicht einsehbar sind. 

stv-61-maas
Anlage XX
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I. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
(gemäß § 9 BauGB) 
 

In Ergänzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt: 
 
 

1. Art der baulichen Nutzung 
 
1.1 Sondergebiet (SO 1.1 bis 1.4) (gemäß § 11 BauNVO) 

Sondergebiet „Einkaufszentrum, Beherbergungsgewerbe, Gastronomie, 
Büro, Dienstleistungen und Wohnen“  
 
Es wird gemäß § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauNVO ein sonstiges Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Einkaufszentrum, Beherbergungsgewerbe, Gastronomie, 
Büro, Dienstleistungen und Wohnen“ festgesetzt. 
 
Das Sondergebiet (SO 1.1 bis 1.4) wird gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2 BauGB hori-
zontal wie folgt gegliedert (s. IV. Anhang Definition Geschosse): 

1.1.1. Untergeschosse (1 und 2): 
• In den Untergeschossen sind ausschließlich Stellplätze sowie Technik- und 

Abstellräume zulässig.  
 

1.1.2. Erdgeschoss: 
Teilbereiche SO 1.1 bis SO 1.4 
• Im Sondergebiet (SO 1.1 bis 1.4) ist im Ergeschoss ein Einkaufszentrum mit 

Schwerpunkt nahversorgungsrelevante Sortimente mit einer Gesamtver-
kaufsfläche von maximal 4.000 m² zulässig.  
Einzelhandelsnutzungen sind nur als Bestandteil des Einkaufszentrums zu-
lässig. 
Einzelhandelsbetriebe, deren Zweck auf den Verkauf von Artikeln mit sexuel-
lem Charakter ausgerichtet ist, sind nicht zulässig. 
Unter der Bedingung der Einhaltung der zulässigen Gesamtverkaufsfläche 
von max. 4.000 m² sind in dem Einkaufszentrum nachfolgende Sortimente 
aus der Leverkusener Liste 2017 (Tabelle 1) zulässig und dürfen auch unter 
Berücksichtigung der Randsortimente die in Spalte 2 benannten Verkaufsflä-
chenobergrenzen (max. VK) nicht überschreiten. 
Tabelle 1 
Sortimente gemäß Leverkusener Liste 
2017 

max. VK 

zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente (abschließend) 
Nahrungs- und Genussmittel  
(inkl. Reformwaren) 

3.000 m² 
 

Drogeriewaren (inkl. Gesundheits- und Kör-
perpflegeartikel, Parfümeriewaren, Wasch-/ 
Putz- und Reinigungsmittel) 

600 m² 
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Ergänzende Nutzungsarten, die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
dem Einkaufszentrum stehen, sind ebenfalls zulässig. Hierzu zählen Dienst-
leistungsbetriebe wie Reisebüros, Bankfilialen, Reinigungen, eine Postfiliale 
oder Gastronomie.  
Dienstleistungen, deren Zweck auf das Anbieten von sexuellen Dienstleistun-
gen in freiberuflicher oder gewerbsmäßiger Form ausgerichtet ist, sind nicht 
zulässig.  
Vergnügungsstätten der Nutzungstypen Spiel, Erotik und Freizeit sind nicht 
zulässig. 

• Im Rahmen der Zweckbestimmung des Sondergebietes Einkaufszentrum 
sind im Erdgeschoss folgende ergänzende Nutzungen zulässig: 
1. Anlagen für kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
2. Verwaltung, Büros und Praxen, 
3. Dienstleistungen, 
4. Technik- und Abstellräume, 
5. Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO.  

• Oberirdische Behindertenstellplätze sind außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.  

pharmazeutische Artikel (Apothekerwaren) 200 m² 
Schnittblumen 50 m² 
Zeitungen/ Zeitschriften 50 m² 
zentrenrelevante Sortimente (abschließend) 
Bekleidung/Wäsche 1.200 m² 
Schuhe/ Lederwaren (Koffer, Taschen) 600 m² 
Glas/ Porzellan/ Keramik je Sortiment 

max.  
800 m2 VK 

in Summe der 
drei Sorti-

mente max. 
800 m2 VK  

Antiquitäten, Kunstgegenstände 
Haushaltswaren 

Haus- und Heimtextilien (ohne Bettwaren) 400 m² 
Bücher 350 m² 
Papier/ Bürobedarf/ Schreibwaren 500 m² 
medizinische, orthopädische Artikel (inkl. Sa-
nitätswaren) 

300 m² 

optische und akustische Geräte 150 m² 
Spielwaren 500 m² 
Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel 
(ohne Campingartikel, Fahrräder und Zube-
hör, Jagdartikel, Reitartikel und Sportgroßge-
räte) 

600 m² 

Unterhaltungs- und Kommunikationselektro-
nik, Computer, Foto 

je Sortiment 
max.  

1.200 m² VK 

in Summe der 
zwei Sorti-

mente max. 
1.200 m² VK 

Elektrokleingeräte (Haushaltsgeräte wie Mi-
xer, Bügeleisen, Staubsauger) 
weitere zentrenrelevante Sortimente je Sortiment max. 50 m² 
nicht zentrenrelevante Sortimente ( nicht abschließend) 
Fahrräder und Zubehör 900 m² 
weitere nicht zentrenrelevante Sortimente je Sortiment max. 800 m² 
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Das Sondergebiet ist im Erdgeschoss in den Teilbereichen SO 1.1 bis 1.4 wie 
folgt gegliedert: 
Teilbereiche SO 1.1 und SO 1.2 
• In dem Einkaufszentrum ist im Teilbereich SO 1.1 und SO 1.2 mindestens 

ein Einzelhandelsbetrieb mit dem Kernsortiment Nahrungs- und Genussmittel 
(inkl. Reformwaren) mit einer Verkaufsfläche von mindestens 800 m² anzu-
siedeln. Des Weiteren sind dort Verkaufsflächen von großflächigen und nicht 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit dem Kernsotiment Nahrungs- und 
Genussmittel (inkl. Reformwaren) zulässig. 

• In dem Einkaufszentrum ist im Teilbereich SO 1.1 und SO 1.2 ein Einzelhan-
delsbetrieb mit dem Kernsortiment Drogeriewaren (inklusive Gesundheits- 
und Körperpflegeartikel, Parfümeriewaren, Wasch-/ Putz- und Reinigungsmit-
tel) mit einer Verkaufsfläche von maximal 600 m² zulässig. 

Teilbereiche SO 1.3 und SO 1.4 
• In dem Einkaufszentrum sind in den Teilbereichen SO 1.3 und SO 1.4 Einzel-

handelsbetriebe aller Art unter der Bedingung zulässig, dass die jeweiligen 
Verkaufsflächenobergrenzen der in Tabelle 1 genannten Sortimente nicht 
überschritten werden.  
Je Einzelhandelsbetrieb ist eine Verkaufsfläche von maximal 200 m² zuläs-
sig. Die Verkaufsfläche der Einzelhandelsbetriebe darf insgesamt maximal 
1.000 m² betragen. 

• Beherbergungsgewerbe ist nur innerhalb des Sondergebietes Teilbereich 
SO 1.4 zulässig. 

 
1.1.3. Obergeschosse (1 bis 8): 

• Allgemein zulässig sind in allen Teilbereichen in den Geschossen oberhalb 
des Erdgeschosses: 
1. Gastronomie 
2. Anlagen für kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
3. Verwaltung, Büros und Praxen, 
4. Dienstleistungen, 
5. Technik- und Abstellräume, 
6. Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO.  

• Beherbergungsgewerbe ist nur innerhalb des Sondergebietes Teilbereich SO 
1.4 zulässig. 

• Wohnen ist nur innerhalb des Sondergebietes Teilbereich SO 1.2 und SO 1.3 
zulässig. 

• Dienstleistungen, deren Zweck auf das Anbieten von sexuellen Dienstleistun-
gen in freiberuflicher oder gewerbsmäßiger Form ausgerichtet ist, sind nicht 
zulässig.  
Vergnügungsstätten der Nutzungstypen Spiel, Erotik und Freizeit sind nicht 
zulässig. 
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2. Maß der baulichen Nutzung (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
2.1. Höhe baulicher Anlagen (gemäß § 16 Abs. 3 i. V. m. § 18 BauNVO)  

 
2.1.1. Höhe baulicher Anlagen  

 
Entlang der festgesetzten Baulinien im Bereich zwischen den Punkten 

• A, B und C  
• D und E  
• F, G und H  
• I und J 

ist die Höhe der baulichen Anlagen durch Interpolation rechnerisch linear zu er-
mitteln. 
 

2.1.2. Technische Aufbauten 
 
Technische Aufbauten dürfen ausnahmsweise den höchsten Punkt der Dachflä-
che bzw. Attika bis zu einer Höhe von 1,5 m überschreiten. Technische Aufbau-
ten sind von den jeweils darunterliegenden Außenwänden um mindestens das 
Maß ihrer Höhe zurückzusetzen. 
 
Die Grundfläche der technischen Aufbauten darf insgesamt 10 % der Dachflä-
chen nicht überschreiten.  
Ausgenommen von der Begrenzung auf 10 % der Dachflächen sind Anlagen zur 
Nutzung der solaren Strahlungsenergie. 
 
 

3. Bauweise (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 
3.1. Abweichende Bauweise Sondergebiet (SO 1.1 - 1.4) (gemäß § 22 Abs. 4 

BauNVO) 
 
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen des Sondergebietes Teilbereich 
SO 1.1, 1.2, 1.3 und 1.4 ist im Erdgeschoss eine durchgehend geschlossene Be-
bauung zu errichten.  
 

3.2. Abweichende Bauweise Sondergebiet (SO 1.1 und 1.4) (gemäß § 22 Abs. 4 
BauNVO) 
 
Innerhalb des Sondergebietes Teilbereich SO 1.1 und 1.4 ist zum Schutz vor 
Verkehrslärm entlang der festgesetzten Baulinien und Baugrenzen oder parallel 
zu ihnen zwischen den Punkten F, G, H, I, J, K, L, M, N, O, P, Q und R eine 
durchgehend geschlossene Fassade auf der gesamten Länge und in der jeweils 
festgesetzten Höhe zu errichten.  
 
Ausnahmsweise kann die in Satz 1 festgesetzte durchgehend geschlossene Fas-
sade entlang der mit aa gekennzeichneten Abschnitte oder parallel zu ihnen 
durch Fassaden mit Schallschutzanforderungen (Schallschutzwände, Schall-
schutzwände in Kombination mit Brückenbauwerken) mit einem erforderlichen 
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Schalldämmmaß von mindestens 24 dB in der festgesetzten Mindestwandhöhe 
ersetzt werden.  
 

 
4. Tiefgaragen und Nebenanlagen (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

 
4.1. Tiefgaragen (gemäß § 12 Abs. 2 BauNVO) 

 
Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 bis 1.4) sind Tiefgaragen und ihre Zufahr-
ten im ersten und zweiten Untergeschoss (s. IV. Anhang) innerhalb und außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

4.2. Nebenanlagen (gemäß § 14 BauNVO) 
 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind nur in den überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. 
Einrichtungen und Anlagen für die Kleintierhaltung sind innerhalb des Sonderge-
bietes (SO 1.1 bis 1.4) nicht zulässig. 
 
 

5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
Die mit G bezeichnete Fläche ist durchgängig mit einem Gehrecht zugunsten der 
Allgemeinheit zu belasten.  
Die mit GFL bezeichnete Fläche ist durchgängig mit einem Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht zugunsten der Versorgungsträger zu belasten.  
 
 

6. Bauliche oder sonstige Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (gemäß § 9 
(1) Nr. 24 BauGB) 
 

6.1. Schlafräume und zum Schlafen genutzte Räume 
 
An den mit  bezeichneten Fassaden sind zum Schutz vor Verkehrslärm 
öffenbare Fenster zu Schlafräumen und zu Räumen, die zum Schlafen genutzt 
werden, nicht zulässig. 
 
Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen unter Satz 1 abgewichen werden, 
wenn durch bauliche Schallschutzmaßnahmen (geschlossene Laubengänge, 
Doppelfassaden oder vergleichbare Schallschutzmaßnahmen) sichergestellt ist, 
dass vor Fenstern zu Aufenthaltsräumen am Tag und in der Nacht ein Beurtei-
lungspegel von 55 dB(A) nicht überschritten wird. 
 
Im Baugenehmigungsverfahren sind im Schallschutznachweis gemäß DIN 4109 
(2018) auch die Schallübertragungen über Nebenräume an den bahnzugewand-
ten Fassaden zu den Aufenthaltsräumen nachzuweisen.  
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Bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäu-
den sind für die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume Schalldämmmaße ge-
mäß DIN 4109 (2018) einzuhalten. 
 
Im Plangebiet ergeben sich die Anforderungen an das gesamte, bewertete Bau-
Schalldämmmaß (R’w,ges) der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen 
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten, des Verhältnisses der 
gesamten Außenflächen zur Grundfläche des Raumes und des Fensterflächen-
anteiles aus der Differenz des maßgeblichen Außenlärmpegels (La) und den in 
der DIN 4109 niedergelegten Werten entsprechend der nachfolgenden Tabelle. 
 

Raumart  Bettenräume in 
Krankenanstalten 
und Sanatorien 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Über-
nachtungsräume in 
Beherbergungsstät-
ten, Unterrichts-
räume und ähnliche 
Räume  

Büroräume und 
ähnliche Räume 

Gesamtes be-
wertetes Bau- 
Schalldämm-
maß (R’w,ges) in 
dB;  

La - 25 La – 30 La - 35 

 
Die erforderlichen, gesamten, bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges sind in 
Abhängigkeit vom Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenflä-
che eines Raumes SS zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2:2018-
01, Gleichung (32) mit dem Korrekturwert KAL nach Gleichung (33) zu korrigie-
ren. Für Außenbauteile, die unterschiedlich zur maßgeblichen Lärmquelle orien-
tiert sind, ist die DIN 4109-2:2018-01, 4.4.1. anzuwenden. 

 
6.2. Maßgeblicher Außenlärmpegel 

 
Bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäu-
den sind die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den 
Anforderungen nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau – Teil 1: Mindestan-
forderungen“, Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden.  
Der dafür maßgebliche Außenlärmpegel La für die Nacht wird flächenhaft mit 
85 dB(A) festgesetzt.  
 
Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für 
die Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien 
der DIN 4109 (2018) nachzuweisen. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passiven Schall-
schutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachverständigen für Schall-
schutz nachgewiesen wird, dass infolge eines niedrigeren maßgeblichen Außen-
lärmpegels geringere Anforderungen an die erforderlichen Schallschutzmaßnah-
men zu stellen sind. 
 



    Bebauungsplan Nr. 240/II „Opladen –  „Opladen – nbso Quartier westlich des Bahnhofs“                                                                              Seite 8 

6.3. Schallgedämmte Lüftungssysteme 
 
Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 - 1.4) sind für Schlafräume und Räume, 
die zum Schlafen genutzt werden, schallgedämmte Lüftungssysteme, fensterun-
abhängige Belüftungen oder gleichwertige Maßnahmen vorzusehen.  
 
Auf die Sicherstellung einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung kann verzich-
tet werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass ein 
Beurteilungspegel nach DIN 18005 von 45 dB(A) im Nachtzeitraum (von 22:00 
bis 6:00 Uhr) eingehalten wird. 
 

6.4. Tiefgaragenzufahrten 
 
1) In die Gebäude integrierte Tiefgaragen-Ein- und Ausfahrten sind an Wänden 
und Decken vollständig bis 2,0 m in die Öffnung hinein gemäß DIN EN 1793-1 
(Ausgabe November 1997, Hrsg.: DIN - Deutsches Institut für Normung e.V.) mit 
einer Schallabsorption DLa > 8 dB auszuführen. 
 
2) Nicht in die Gebäude integrierte Tiefgaragen-Ein- und Ausfahrten sind in ihrem 
geschlossenen Teil hoch absorbierend und schalldämmend auszukleiden, ge-
mäß den ZTV-Lsw 06 (Zusätzliche Technische Vorschriften und Richtlinien für die 
Ausführung von Lärmschutzwänden an Straßen) entsprechend den Kriterien der 
Schalldämmung DLR > 24 dB und der Schallabsorption DLa > 8 dB. 
 
3) Erforderliche Bodendränrinnen in der Zufahrt zu den Tiefgaragen und die Tore 
zu Tiefgaragen müssen dem Stand der Lärmminderungstechnik entsprechen. 
 

6.5. Anlieferung 
 
Die Anlieferung ist in Gänze einzuhausen. Das Dach der Einhausung ist mit einer 
Schalldämmung von mindestens R'w = 25 dB und die Rolltore mit einer Schall-
dämmung von mindestens R'w = 12 dB herzustellen.  
 
 

7. Festsetzungen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
 

7.1. Erhaltung von Einzelbäumen 
 
Die zeichnerisch zum Erhalt festgesetzten Bäume sind fachgerecht zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten.  
 
Abgängige Bäume oder aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht zu entfer-
nende Bäume sind durch Pflanzen gleicher Art oder wahlweise durch eine Baum-
art 1. Ordnung (Großbäume, mit einer Höhe von mindestens 20 Metern oder grö-
ßer) nach gärtnerischer Pflanzenauswahl zu ersetzen, zu entwickeln und dauer-
haft zu erhalten. Der Ersatz-Pflanzenstandort kann vom ehemaligen Standort ab-
weichen, sofern das Gestaltungsbild nicht beeinträchtigt wird. 

 
7.2. Dachbegrünung extensiv 
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Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 bis 1.4) sind die Dächer von Gebäuden 
und Gebäudeteilen mit den festgesetzten maximalen Zahlen der Vollgeschosse 
von IV – IX unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit ei-
ner standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu begrünen und dauer-
haft zu unterhalten. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss mindestens 10 
cm zuzüglich Drainschicht betragen. 
Ausgenommen hiervon sind die Brückenbauwerke. 
 
Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare Dachterrassen, ver-
glaste Flächen und technische und sonstige Aufbauten, soweit sie nach anderen 
Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind.  
Die Ausnahme von der Verpflichtung zur Begrünung gilt nicht für die Dachflächen 
unterhalb der Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie. 
 
Das Dachbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang des Bau-
antrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie vorzusehen. 
 

7.3. Dachbegrünung intensiv 
 
Innerhalb des Sondergebietes (SO 1.1 bis 1.4) sind die Dächer von Gebäuden 
und Gebäudeteilen mit den festgesetzten maximalen Zahlen der Vollgeschosse 
von I und III unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit ei-
ner standortgerechten Vegetation mindestens intensiv zu begrünen und dauer-
haft zu unterhalten. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss mindestens 60 
cm zuzüglich Drainschicht betragen. Auf die Dachbegrünung im SO 1.3 und 1.4 
darf auch dann nicht verzichtet werden, wenn Anlagen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie aufgestellt werden. 
 
Das Dachbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang des Bau-
antrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie vorzusehen. 
 
Von der Dachbegrünung ausgenommen sind begehbare Dachterrassen, Er-
schließungsflächen, verglaste Flächen und technische und sonstige Aufbauten, 
soweit sie nach anderen Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind. 
 

7.4. Tiefgaragenbegrünung 
 
Innerhalb der nicht überbauten Grundstücksflächen des Sondergebietes (SO 1.1 
bis 1.4) sind Decken/Dächer von Tiefgaragen oder unterirdischen Gebäudeteilen 
- soweit sie nicht durch Gebäude, begehbare Dachterrassen oder Erschließungs-
flächen überbaut werden - mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Laub-
bäumen, Laubsträuchern und bodendeckender Bepflanzung zu begrünen und 
dauerhaft zu unterhalten. 
 
Die Vegetationsfläche ist aus einer 60 cm starken Bodensubstratschicht zuzüg-
lich einer Drainschicht fachgerecht aufzubauen. 
 
Für Baumpflanzungen ist die Stärke der Bodensubstratschicht auf mindestens 
100 cm (zuzüglich einer Drainschicht) zu erhöhen.  
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Das Tiefgaragenbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Eingang 
des Bauantrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie vorzuse-
hen. 
 
 

8. Bedingte Festsetzung (gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 
 
Lärmschutz 
Zum Schutz vor Verkehrslärm darf eine Wohnnutzung innerhalb des Sonderge-
bietes Teilbereich SO 1.2 und 1.3 erst dann aufgenommen werden, wenn inner-
halb des Sondergebietes Teilbereich SO 1.1 und 1.4 die unter Punkt 3 festge-
setzte durchgehend geschlossene Fassade zwischen den Punkten F, G, H, I, J, 
K, L, M, N, O, P und Q mindestens im geschlossenen Rohbau in der festgesetz-
ten Mindestgebäudehöhe errichtet worden ist. 

 
 
9. Gestaltung (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 2 BauO NRW) 

 
9.1. Nicht-Vollgeschoss 

 
Gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 1 BauO NRW sind im Sondergebiet (SO 1.1 -1.4) Nicht-
Vollgeschosse oberhalb des jeweils höchsten festgesetzten Vollgeschosses nicht 
zulässig. 
 

9.2. Fassaden/Außenwände/Ausnahme 
 
9.2.1. Fassaden/Außenwände 

 
Geschlossene Fassaden/Außenwände von Gebäuden und Gebäudeteilen zu 
den öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind zu mindestens 80 % in Vormauer-
steinen, Ziegel oder Klinker auch als Flach- oder Sparverblender auszuführen. 
Farbflächen der Vormauersteine, Ziegel oder Klinker auch als Flach- oder Spar-
verblender sind in Rot, Rotbraun und Dunkelrot (ähnlich wie RAL Nr. 8002 – 
8017, 2001, 2002, 3003 bis 3011) zulässig. Die Fugen dürfen nur in den vorge-
nannten Farben oder in Hellgrau (ähnlich wie RAL Nr. 7047 und 9018) ausge-
führt werden. Formate sind nur als Dünn-(DF) oder Normalformat (NF) zulässig. 
 
Als Material für alle übrigen geschlossenen Fassaden/Außenwände von Gebäu-
den und Gebäudeteilen zu den öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Putz, 
Holz, Metall und/oder Glas zulässig. Die Putz-, Holz- und Metallflächen sind ent-
sprechend der Farben des RAL-Registers in Hell Sandfarben (ähnlich wie RAL 
Nr. 1013 bis 1015), Weiß (ähnlich wie RAL Nr. 9001 bis 9003 und 9016), Hell-
grau (ähnlich wie RAL Nr. 7047 und 9018), Dunkelgrau (ähnlich wie RAL 
Nr. 7015 und 7016) zulässig. Für die Lackierung von Metallteilen sind die Tech-
nikfarben DB 701,702,703 und RAL Nr. 9006 und 9007 zulässig. 
 
Als Material für die unter Punkt 3.2 festgesetzten ausnahmsweise zulässigen 
Fassaden mit Schallschutzanforderungen (Schallschutzwände, Schallschutz-
wände in Kombination mit Brückenbauwerken) sowie für Fassaden in den mit bb 
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gekennzeichneten Abschnitten ist Glas und Metall zur Einfassung des Glases zu-
lässig.  
 

9.2.2. Abweichung (gemäß § 69 Abs. 3 BauO NRW) 
 
Wenn ein mit der Stadt Leverkusen abgestimmtes Konzept für die Fassaden/Au-
ßenwände vorliegt, kann ausnahmsweise von den Festsetzungen unter 9.1.1 ge-
mäß § 69 Abs. 3 BauO NRW abgewichen werden. 

 
9.3. Dächer 

 
9.3.1. Dachformen 

 
Als Dachform sind Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Dachnei-
gung von 10 – 20 Grad zulässig.  

 
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen mit einer festgesetzten maxima-
len Zahl der Vollgeschosse von IV, V, VI und IX sind nur Dächer mit mindestens 
zwei in unterschiedliche Richtungen geneigten Dachflächen mit einer Dachnei-
gung von jeweils 10 - 20 Grad zulässig. 
 
Dachüberstände sind nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind konstruktiv not-
wendige Auskragungen.  
 

9.3.2. Technische Aufbauten 
 
Technische Aufbauten sind gestalterisch angepasst an das Fassadenbild des zu-
gehörigen Gebäudes zu verkleiden.  
Ausgenommen von dieser Regelung sind Anlagen für die Nutzung solarer Strah-
lungsenergie.  
 

9.3.3. Anlagen für die Nutzung solarer Strahlungsenergie 

Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie sind auf Flachdächern im 
SO 1.1 und 1.2 unzulässig.  
Auf den Flachdächern im SO 1.3 und 1.4 sind Anlagen zur Nutzung der solaren 
Strahlungsenergie nur zulässig, wenn die Höhe der aufgestellten Anlagen 0,5 m 
nicht überschreitet. Zum Dachrand ist ein Abstand von mindestens 0,5 m einzu-
halten. 
 

9.4. Nebenanlagen  
 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind in der gleichen Material- und 
Farbauswahl der zugehörigen Hauptbaukörper zu gestalten. 
Die Vorgaben unter 9.1 (Fassaden/Außenwände) gelten entsprechend. 
 
Abfallanlagen und Mülltonnenstellplätze sind so zu positionieren, dass sie von öf-
fentlichen Flächen aus nicht einsehbar sind. 
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9.5. Werbeanlagen 
 
9.5.1. Werbeanlagen an Gebäuden mit Ausrichtung zu öffentlichen Flächen 

 
Werbeanlagen mit Ausrichtung zu öffentlichen Flächen sind nur an der Stätte der 
Leistung und am Gebäude parallel zur Fassade unterhalb der Fensterbrüstung 
des ersten Obergeschosses zulässig. Je Gewerbebetrieb ist nur eine Werbean-
lage zulässig. 
Werbeanlagen sind mit einer Höhe von maximal 0,60 m, einer Tiefe von maximal 
0,20 m und einer Größe von maximal 2 m² zulässig.  
 
Im Sondergebiet Einkaufszentrum, Beherbergungsgewerbe, Gastronomie, Büro, 
Dienstleistung und Wohnen (SO 1.1 bis 1.4) kann zusätzlich eine gemeinsame 
Werbeanlage mehrerer Gewerbebetriebe im Bereich des Erdgeschosses unter-
halb der Fensterbrüstung des ersten Obergeschosses zugelassen werden, wenn 
sie in ihrer Länge 50 % der Gebäudefront bzw. des Gebäudeabschnitts nicht 
überschreitet. 
 
Werbeanlagen sind nur in Form von angestrahlten oder schwach hinterleuchte-
ten Einzelbuchstaben zulässig. Ausnahmsweise kann eine einteilige Flachwer-
bung zugelassen werden, wenn das Gehäuse nicht größer als die Aufschrift ist. 
Werbeanlagen mit greller Signalwirkung sowie mit Blink-, Lauf- bzw. Wechselbe-
leuchtung sind unzulässig. Beleuchtete Werbeanlagen sind so einzurichten, dass 
Verkehrsteilnehmer auf der Straße nicht geblendet werden. Zum Bahnbetriebs-
gelände sind Werbeanlagen blendfrei auszubilden. 
 

9.5.2. Werbeanlagen an Gebäuden mit Ausrichtung zu privaten Flächen 
 
Werbeanlagen mit Ausrichtung zu privaten Flächen sind nur an der Stätte der 
Leistung und am Gebäude parallel zur Fassade unterhalb der Fensterbrüstung 
des ersten Obergeschosses zulässig. Sie dürfen die maximale Größe von 2 m² 
nicht überschreiten. 
 

9.5.3. Fahnen, Standtransparente, Hinweistafeln auf öffentlichen Flächen 
 
Fahnenmasten, Standtransparente und fest montierte Hinweistafeln sind auf öf-
fentlichen Flächen unzulässig.  
 

9.5.4. Fahnen, Standtransparente, Hinweistafeln auf privaten Flächen 
 
Fahnenmasten, Standtransparente und fest montierte Hinweistafeln sind in ei-
nem Abstand von mindestens 10 m von öffentlichen Flächen zulässig.  

 
9.5.5. Abweichung (gemäß § 69 Abs. 3 BauO NRW) 

 
Wenn ein mit der Stadt Leverkusen abgestimmtes Werbekonzept vorliegt, kann 
ausnahmsweise von den Festsetzungen unter 9.4.1 – 9.4.4 gemäß § 69 Abs. 3 
BauO NRW abgewichen werden. 
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II. Kennzeichnung (gemäß § 9 Abs. 5 BauGB)  
 
1. Bodenbelastungen 

 
Aufgrund der vorangegangenen Nutzungen sind auf den Flächen im Plangebiet 
verschiedene Bodenbelastungen bekannt bzw. zu vermuten. Insgesamt sind um-
fangreiche und flächige Bodenbelastungen vorhanden. Diesbezüglich ist der ge-
samte Geltungsbereich mit XXX gemäß § 9 Abs. 5 BauGB gekennzeichnet. Bei 
Baumaßnahmen innerhalb der Flächen, deren Böden gemäß 
§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, 
sind zur Gewährung gesunder Lebens- und Arbeitsverhältnisse die Anforderun-
gen des bauplanerischen Vorsorgeprinzips bzw. des vorsorgenden Bodenschutz-
rechts zu Grunde zu legen. 
 
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen und des Zentralen Omnibusbahnho-
fes ist der Verbleib der schadstoffbelasteten Böden unter der Voraussetzung ei-
ner vollständigen Versiegelung möglich.  

 
 
 
III. Hinweise  
 
1. Maßnahmen zum Bodenschutz 

 
Die vorgefundenen Bodenbelastungen sind zur Realisierung der planungsrecht-
lich zulässigen Nutzung, im Rahmen von Nutzungsänderungen, Tiefbaumaßnah-
men und Bodeneingriffen etc. zu berücksichtigen. Sämtliche Bodeneingriffe un-
terliegen den geltenden umweltrechtlichen Vorschriften und sind mit der Unteren 
Bodenschutzbehörde und der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde abzustimmen 
und ggf. durch einen Fachgutachter zu begleiten.  
Im Falle eines Verbleibs von Auffüllungen zwischen Lützenkirchener Straße und 
Wilhelmstraße sind die im Rahmen der Bodenbegutachtung ermittelten Untersu-
chungen neu auszuwerten (z. B. Vorsorgewerte der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung). Dabei ist der Nachweis zu erbringen, dass gesunde  
Wohn-, Lebens- und Arbeitsverhältnisse dauerhaft gewährleistet werden. 
 
Da das Gebiet nahezu 100 % versiegelt wird, müssen alle unbefestigten Flä-
chen, die als Spielflächen genutzt werden können, frei von Bodenbelastungen 
sein. Diese Freiheit von Bodenbelastungen ist durch einen Fachgutachter mittels 
chemischer Analysen nachzuweisen. Der Umfang einer solchen Untersuchung 
ist mit der Unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
 

2. Kampfmittel 
 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen, wie Rammar-
beiten, Pfahlgründungen etc., wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Die wei-
tere Vorgehensweise ist dem entsprechenden Merkblatt des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes (KBD) zu entnehmen. 
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3. Bodendenkmäler  

 
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der 
Unteren Denkmalbehörde der Stadt Leverkusen oder dem LVR-Amt für Boden-
denknialpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, 
Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. Bodendenk-
mal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des 
LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwar-
ten. Besonders zu beachten sind die §§ 15 und 16 DSchG NRW. 
 

4. Artenschutz  
 
Um sicherzustellen, dass keine Amphibien im Zusammenhang mit den Bauarbei-
ten zu Schaden kommen, ist eine ökologische Baubegleitung durch eine nach-
weislich herpetofaunistisch fachkundige Person erforderlich. 
 
Im Umfeld des Plangebietes (nbso-Ostseite) befindet sich eine Brutstätte der pla-
nungsrelevanten Art Flussregenpfeifer. Diesbezüglich sind durch eine ökologi-
sche Baubegleitung vor Brutbeginn Maßnahmen zur Verhinderung eines Brutbe-
ginns (April bis Juni) innerhalb des Plangebietes zu erarbeiten und mit der Unte-
ren Naturschutzbehörde der Stadt Leverkusen abzustimmen.  
 

5. Vogelverträgliche Lärmschutzeinrichtungen 
 
Zur Vermeidung von Kollisionen von Vögeln an durchsichtigen und/oder spie-
gelnden Flächen ist bei Ausführung der Lärmschutzbebauung mit transparenten 
Bauteilen (Lärmschutzwände) eine vogelverträgliche Ausführung unter Verwen-
dung von reflexionsarmem Glas (Außenreflexionsgrad von maximal 15 %) mit 
geeigneten Markierungen sicherzustellen. 
 

6. Insekten- und vogelverträgliche Beleuchtungseinrichtungen 
 
Zur Minimierung negativer Auswirkungen auf die Tiere der freien Landschaft 
durch Lichtemissionen und damit verbundene Lockwirkungen sind zur Straßen-
beleuchtung insekten- und vogelverträgliche Leuchtmittel zu verwenden. 
Die Hinweise des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) über die 
schädliche Einwirkung von Beleuchtungsanlagen auf Tiere – insbesondere auf 
Vögel und Insekten – und Vorschläge zu deren Minderung sind zu beachten. 
 

7. Erdbebenzone  
 
Die Flächen im Geltungsbereich befinden sich gemäß der Karte der Erdbebenzo-
nen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 
1:350.000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) in 
der Erdbebenzone 0 / T. Es wird empfohlen, für Bauwerke der Bedeutungskate-
gorien III und IV entsprechend den Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfah-
ren.  
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Anwendungsteile von DIN EN 1998, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, 
sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier insbesondere 
DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“. 
 

8. Erschütterungen 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches ist mit Erschütterungen aus dem angrenzenden 
Schienenverkehr zu rechnen. 
Die durch die Güterzugvorbeifahrten verursachten Erschütterungsimmissionen 
innerhalb des Geltungsbereiches werden hohe Energieanteile bei sehr geringen 
Frequenzen aufweisen. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist die Einhal-
tung der Anhaltswerte der DIN 4150, Teil 2 „Erschütterungen im Bauwesen, Ein-
wirkungen auf Menschen in Gebäuden“ (Ausgabe Juni 1999) für Mischgebiete 
durch eine Detailuntersuchung nachzuweisen.  
 

9. Richtfunkstrecken 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich zwei Richtfunkstrecken.  
Um eine Beeinflussung von Richtfunkstrecken zu vermeiden, ist bei geplanten 
Bauwerken ab einer Höhe über 20,0 m die Planung mit der Bundesnetzagentur 
(BNetzA), Referat 226 (Richtfunk), bzw. ab einer Höhe über 11,0 m die Planung 
mit den betroffenen Mobilfunkanbietern abzustimmen. 
 

10. Entwässerung und Beseitigung von Niederschlagswasser 
 
Die Entwässerung des Plangebietes hat über einen Abwasseranschluss an den 
öffentlichen Mischwasserkanal in der Bahnhofstraße/Europa-Allee zu erfolgen. 
Für die Versickerung von unbelastetem Wasser und Dachwasser ist eine wasser-
rechtliche Genehmigung erforderlich, die beim Fachbereich Umwelt der Stadt Le-
verkusen zu beantragen ist. 
 

11. Starkregenereignisse und Überflutungsschutz 
 
Bei den geplanten Bauvorhaben ist auszuschließen, dass Gefährdungen durch 
Überflutungen sowohl für im Umfeld bestehende Baukörper als auch für die ge-
planten Baukörper selbst entstehen. Im Rahmen der Realisierung der durch den 
Bebauungsplan gegebenen Baumöglichkeiten ist daher insbesondere darauf zu 
achten, dass ebenerdige Eingänge und Terrassen, befestigte Flächen mit Gefälle 
zu den Gebäuden, Souterrainarbeitsbereiche etc. zu vermeiden oder mit geeig-
neten Mitteln zu sichern sind. Darüber hinaus gehört zu einer Sicherung der Ge-
bäude vor Starkregenereignissen auch eine Rückstausicherung des Kanalan-
schlusses. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist ggf. ein Nachweis 
zum Überflutungsschutz zu führen. 
 

12. Ver- und Entsorgung 
 
Es sind bei der weiteren Planung ausreichend große Stellplatzflächen für Abfall-
sammelbehälter zu berücksichtigen.  
Es ist zu beachten, dass die Gewerbeabfallverordnung eine umfassende Ge-
trennthaltung der verschiedenen Abfallfraktionen (§ 3 GewAbfV) fordert um eine 
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Wiederverwendung/Recycling der Abfälle zu ermöglichen. Darüber hinaus sind 
für das Gewerbe Stellflächen für die beseitigungspflichtigen Restmüllabfälle zu 
berücksichtigen, die im Rahmen des kommunalen Anschluss- und Benutzungs-
zwangs (§ 6 Abfallentsorgungssatzung – AES) auf der Grundlage des § 10 AES 
zu ermitteln sind.  
Bei der Einrichtung der Standplätze sind die Vorgaben des § 16 AES zu beach-
ten. 
In Abhängigkeit der beabsichtigten Anzahl neuen Wohnraums ist ab 500 Einwoh-
nern der Standplatz für eine Wertstoffinsel (Altglas, Alttextilien, evtl. Elektroaltge-
räte) einzuplanen.  
 

13. Einsichtnahme in technische Regelwerke 
 
DIN–Vorschriften und sonstige technische Regelwerke, auf die in den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes verwiesen wird, werden bei der Stadt Le-
verkusen, Fachbereich Stadtplanung, Hauptstraße 101, 51373 Leverkusen, wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme bereitgehalten.  
 

14. Luftverkehr 
 
Um eine Beeinflussung des Flugverkehrs der Bundeswehr zu vermeiden, ist bei 
geplanten Bauwerken ab einer Höhe über 30,0 m die Planung mit dem Bundes-
amt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Refe-
rat Infra I 3 abzustimmen.  
 

15. Städtebauliche und technische Kriminalprävention 
 
Für die Planung von Wohngebäuden sowie Gewerbeobjekten können Empfeh-
lungen hinsichtlich städtebaulicher und technischer Kriminalprävention (z.B. 
Schutz vor Einbrüchen und Minderung kriminalitätssteigernder Faktoren) bei der 
kriminalpolizeilichen Beratungsstelle per E-Mail unter kriminalpraeven-
tion.koeln.@polizei.nrw.de oder telefonisch unter 0221-229-8655 sowie unter 
0221-229-8008 eingeholt werden.  
 

16. Schalltechnische Vorgaben für die Anlieferung 
 
Die Rolltore der Anlieferung sind während des Verladevorgangs geschlossen zu 
halten.  
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IV. Anhang 
 
Definition Geschosse 
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V. Anhang 
 
Definition Baukörper 
 
A, B, C = 
Gebäudeensemble A, B, C 
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VI. Anhang 
 
Darstellung Freitreppe 
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